
 

 
 
 
 

 
 
 

 
Einladung zur Sitzung des Gemeinderats 
 
 
Am Freitag, 12. April 2019 findet um 18.00 Uhr eine öffentliche Sitzung des 
Gemeinderats im Rathaus, großer Sitzungssaal, statt. 
 
Tagesordnung: 
 

1. Protokollbekanntgabe 
2. Bürgerfragen 
3. Haushaltsplan und Haushaltssatzung mit Wirtschaftsplan der Stadtwerke Bönnigheim 

2019; Beschluss (liegt Ihnen bereits vor) 
4. Errichtung eines Altenpflegeheims: Grundsatzentscheidung zu Standort und 

Betreiber; Beschluss 
5. Bebauungsplan „Altstadt“; Beschluss über Anregungen und Satzungsbeschluss 
6. Sanierung von Mauerwerksschäden und Nachgründungarbeiten am Köllesturm: 

Vorstellung eines Maßnahmenkatalogs; Beschluss 
7. Mauerwerksanierungen an der Stadtmauer im Bereich Schlossstraße 53, Ringstraße 

34 und am Burgturm, Burgplatz 2; Beschluss 
8. Flurneuordnung Schloßberg: Wege- und Gewässerplan; Beschluss 
9. Bestellungen und Widerruf von Standesbeamtinnen und Standesbeamten; Beschluss  
10. Entscheidung über die Ausübung eines Vorkaufsrechts, Flurstücknummer 496, 

Gemarkung Hofen; Beschluss 
11. Sonstiges, Bekanntgaben und Anfragen 

  
 

Unser Zeichen Ihr Zeichen Ihr Schreiben vom Datum 
Zi / 022.311   04.04.2019 
 

 
Rathaus 

Kirchheimer Str. 1 
74357 Bönnigheim 

 
Fachbereich 

Bürgermeisteramt 
 

Es schreibt Ihnen 
Claudia Zimmermann 

 
Zimmer: 103 

Telefon: 07143/273-111 
Zentrale: 07143/273- 0 

Fax: 07143/273-116 
Email: claudia.zimmermann@boennigheim.de 

 
 

Bürgermeisteramt  Postfach 69  74355 Bönnigheim 



Beschlussvorlage 
 
 
 

 
 

2019/072 
Federführung: 
 

Bürgermeisterbüro 

Sachbearbeitung:  
Dautel, Albrecht 
 
Fachgebiet  
 
Reg.Nr. 022.31 
 
Datum  02.04.2019  

Betreff: 
 

Errichtung eines Altenpflegeheims: 
Grundsatzentscheidung zu Standort und Betreiber 
 
 
Gremium Sitzungstag Öffentlichkeitsstatus Zuständigkeit 
Gemeinderat 12.04.2019 öffentlich Entscheidung 
 
 
Sachverhalt:        ab Seite 2       Anlage(n)  mündlicher Vortrag 
  externer Sachverständiger 
 
Bisherige Beratungsfolge: 
 
Gremium Datum Öffentlichkeitsstatus TOP Vorlage Nr. 
     

     
     
     
     
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
 

1. Der Gemeinderat beauftragt die Verwaltung, mit der Evangelischen Heimstiftung auf 
Grundlage des vorgestellten Plankonzeptes über den Bau eines Altenpflegheimes 
weiter zu verhandeln. 
 

2. Für den Standort eines Pflegeheimes wird die städtische Fläche am Amannquartier 
zur Verfügung gestellt. 

 
 
 
Vorlage bewirkt Ausgaben? 
 

 ja      nein 

Deckungsmittel sind vorhanden? 
 

 ja      nein 
 
  



-2- 
Sachverhalt: 
 
Die Stadt Bönnigheim verfügt derzeit über 26 Heimpflegeplätze im bestehenden Kleeblatt-
Pflegeheim. Der Kreispflegeplan des Landkreises Ludwigsburg zeigt bis zum Jahr 2025 
einen zusätzlichen Bedarf von 1.200 Pflegeplätzen für den Landkreis auf. Die Frage nach 
dem Wohnen im Alter umfasst auch immer mehr das Thema der stationären Pflege, da 
aufgrund der älter werdenden Bevölkerung auch diese Versorgung im Alter immer wichtiger 
wird. 
 
Der Gemeinderat hat sich in der Vergangenheit bereits mit der Weiterentwicklung und 
Schaffung weiterer Pflegeplätze in der Stadt Bönnigheim beschäftigt. Dabei wurde festgelegt, 
dass mit verschiedenen Betreibern gesprochen werden soll. Konkrete Gespräche und auch 
Besichtigungen haben dabei durch den Gemeinderat stattgefunden. 
 
Aufgrund weiterer Gespräche mit der Evangelischen Heimstiftung liegt nun ein Vorschlag vor 
wie der Bau einer Pflegeeinrichtung weiter angegangen werden kann. Die Heimstiftung wäre 
bereit in Bönnigheim zu bauen. Der Plan dabei ist ein Pilotprojekt für die Heimstiftung zu 
errichten mit einem Pflegeheim, das den derzeitigen Anforderungen und Erkenntnissen der 
Altenpflege entspricht. 
 
Ein möglicher Standort kann hierfür die frei gehaltene Fläche im Ammanquartier sein. Diese 
wäre ohne weiteren Vorlauf verfügbar, da sie sich im städtischen Besitz befindet. Zur neu 
geschaffenen sozialen Mitte stellt eine solche Einrichtung eine gute Ergänzung dar. Die 
Heimstiftung ist bereit, diese Fläche im Rahmen eines städtebaulichen Wettbewerbs 
architektonisch zu entwickeln. Ebenso würde die Fläche im Rahmen eines Erbpachtvertrages 
übernommen, so dass die Stadt in die ferne Zukunft betrachtet auch andere Möglichkeiten 
für eine Weiterentwicklung an dieser Stelle hat. Mögliche weitere Flächen an der Burgstraße 
oder etwa der Standort am Burgplatz mit der alten Kelter müssen erst noch entwickelt 
werden und stehen deshalb für eine zielgerichtete Planung und Realisierung derzeit nicht zur 
Verfügung, um diese konkret planen zu können. 
 
Aus Sicht der Verwaltung ist es notwendig sich zu weiteren zielführenden Gesprächen für 
einen Betreiber und einen Standort für eine Altenpflegeeinrichtung zu entscheiden. 
 
Regionaldirektor Peter Hettig von der Evangelischen Heimstiftung wird in der Sitzung 
anwesend sein und die derzeitigen Planungsüberlegungen vorstellen. 
 
 
 

Anlagen: Bönnigheim_Pflegeheim 6 0 GR 12.04.2019 

 



„Helfen, wo geholfen werden muss.“ (Dr. Antonie Kraut) 

Gemeinderat Bönnigheim - Sitzung am 12.04.2019 
  

 Peter Hettig, Regionaldirektion Heilbronn 
  

Wir machen uns gemeinsam auf den Weg… 
      ein neues Zuhause zu schaffen…   

Pflegeheim 6 Punkt 0 



O. 



www.ev-heimstiftung.de  

EHS-Region Heilbronn 

Regionaldirektor 
Peter Hettig 

Die Einrichtungen 

 Haus am Bürgergarten 

 WohnenPLUS: Residenz Ingersheim 

 Karl-Ehmer-Stift 

 Dr. Carl-Möricke-Stift 

 Haus am Rathausplatz  

 Haus am See  

 Haus am Staufenberg  

 Haus Zabergäu 

 Karl-Wagner-Stift  

 Königin-Charlotte-Stift  

 Robert-Breuning-Stift 

H. 



mit bedarfsgerechten Zahlen 

60  
Pflegeheimplätze 

rd. 15 
Betreute Wohnungen 

15 Plätze 
Tagespflege 

Wir machen uns gemeinsam auf den Weg ein neues Zuhause zu schaffen….. 

Pflegeheim 6 Punkt 0 

O. 



Mitten in der Gemeinde: 
Nähe zu 

 Infrastruktur & Festen 

Zwischen Tradition 
& Zukunft: 

Historischer Altstadt 
und neuem Stadtviertel Absolute  

Barrierefreiheit 
in die  

Gemeinde 

schönen Platz in Ihrer Stadt 
… deshalb bewerben wir uns auf einen 

Sehr gute 
ÖPNV-Erreichbarkeit 

Da, weiß man einfach 
wo das „Haus“ ist.. 

Pflegeheim 6 Punkt 0 

S. 



große Zimmer 

Stauräume, u.a. für 
Rollatoren, Hilfsmittel,  

lleine häusliche 
 15er Wohngruppe 

Wohnzimmer + Raum 
für Gemeinschaft 

selbstgestaltete  
Wohnlichkeit 

Wohnen und Leben 
mitten im Quartier 

noch mehr  
Esszimmer-Ambiente 

Kamin, Wintergarten, 
Terrassen,  

unserer zukünftigen Kunden sehr wichtig 
…deshalb ist auch ein „mehr“ an Wohnen aus der Perspektive  

Pflegeheim 6 Punkt 0 

S. 



Wohngruppenkonzept 

… deshalb ist beim anstehenden Projekt das GEFÜHL „ZUHAUSE-SEIN“  

für ältere Menschen unser Ziel 

Häuslichkeit 

Leben in Gemeinschaft 

Personenzentrierte 
Pflege 

Lebensqualität und 
Teilhabe am Alltag; 
Tagesstrukturierte 

Betreuung  

Umsetzung von 
Expertenstandards 

aktive Teilhabe und 
Miterleben 

Alltagsbegleiter 

kontinuierliche 
Beziehung zu den 

Bewohnern 

wohnliches 
Ambiente 

Pflege kümmert sich um 
den Pflegeprozess 

Pflegeheim 6 Punkt 0 

H. 



Transportaufgaben 
über Roboter 

Bespielte  
Begegnungsraum/ 
TOP-Betreuung & 
Aktivierung/Top 

Palliativ-Konzept 

Tagespflege 
Im Haus 

BTW+KIGA/KITA 

Angehörigen- 
integration 

Tagespflege 
im Haus (MD) 

BTW zur Miete 

gute Betreuung und 
Aktivierung 

… deshalb ist auch die „optimalste“ Vernetzung der Dienstleistungen … 

für das Gemeinwesen mitentscheidend 

Ehrenamtsarbeit 

Raum für Begegnung &  
+ Vernetzung mit 

Seniorenarbeit, VHS, 
Vereine 

Arztpraxis, 
Physiopraxis? 

KIGA/KITA? 

Pflegeheim 6 Punkt 0 

H. 



…deshalb muss man nicht nur dem Leben und den Menschen, sondern auch  

 Andachtsraum,  
Raum der Stille/ 
Spiritueller Raum  

Gottesdienste-
Übertragung 

aus der Gemeinde 
(möglich) 

Sterbebegleitung/ 
Hospizgruppe 

der Stille und dem Abschied Raum geben 

Palliativversorgung 

Pflegeheim 6 Punkt 0 

O. 



Digitale Unterstützung in den Bereichen: 
Sicherheit,  

Kommunikation,  
Komfort und  
Gesundheit 

 
Alltagsunterstützende Assistenzsysteme 

und Dienstleistungen = ALADIEN „S“ 

im Pflegewohnhaus 
 

…deshalb ist auch ein Sprung in die … 

Digitalisierung von Vorteil Pflegeheim 6 Punkt 0 

O. 



… deshalb ist ein ökologischer Ansatz, gerade ganz besonders auch aus Sicht 

Solaranlage/ 
Warmwassererzeugung 

Brauchwasser- 
nutzung 

ökologische  
Bauweise 

ökologische  
Grünflächen 

Einsatz  
nachhaltiger  

Produkte 

zukünftiger Generationen - notwendig 

Beratung und 
Kooperationen mit 
örtlichen Gruppen S. 



…deshalb ist den Ansprüchen“ der 

pflegedürftigen Menschen zu entsprechen 

Meine Hausdirektion ist 
für mich da! 

 
Beratung und Vertrauen 
durch hohe Präsenz im 

Gemeinwesen. 
 

EHS= Bestmögliche 
Pflegeschlüssel. 

 
Hausgemeinschaftsmodell 

 uva. 
 

Generativität = 
Bestager bringen ihre 

Erfahrung mit ein 
 

Haus ist „offenes Haus“ 
und damit 

selbstverständlicher Teil 
der Stadt Bönnigheim 

 
Beirat begleitet die 

Einrichtung 
 

aktive Quartiersarbeit 

Pflegeheim 6 Punkt 0 

H. 



Wir machen uns auf den Weg ein Zuhause zu schaffen….. 

im Wettbewerb und fairem Dialog 

nichtoffener Wettbewerb 
erfahrener Büros 

5 Architekturbüros  
werden eingeladen  
(Ziel: 3 Entwürfe) 

moderierte Jury  mit 
BM, Stadträten, Verwaltung 

EHS  

Beispiel: 

Deizisau 

O. 



Bönnigheim - reich an Schätzen 
Facettenreich, prächtig und reizvoll 

Inhalte, Anregungen und Wünsche  
aus der Gemeinde  

Namensgebung/Wettbewerb 

öffentliche Diskussion und 
 Infoveranstaltung zum Projekt 

Wir machen uns auf den Weg ein Zuhause zu schaffen….. 

mit viele Ideen der Menschen vor Ort  Pflegeheim 6 Punkt 0 

H. 



Pflegeheim 6 Punkt 0: in Bönnigheim 

● Ideen       ●  Visionen     ● Ziele 



Beschlussvorlage 
 
 
 

 
 

2019/064 
Federführung: 
 
FB 1 - Innere Dienste und Bildung 

Sachbearbeitung:  
Mul, Anke 
 
Fachgebiet Bauleitplanung 
 
 
Reg.Nr. 621.41 
 
Datum  01.04.2019 

 

Betreff: 
 

Bebauungsplan "Altstadt"  
Prüfung der Anregungen und Satzungsbeschluss 
 
 
Gremium Sitzungstag Öffentlichkeitsstatus Zuständigkeit 
Gemeinderat 12.04.2019 öffentlich Entscheidung 
 
 
Sachverhalt:        ab Seite 2       Anlage(n)  mündlicher Vortrag 
  externer Sachverständiger 
 
Bisherige Beratungsfolge: 
 

Gremium Datum Öffentlichkeitsstatus TOP Vorlage Nr. 
Gemeinderat 26.04.2012 Öffentlich 6  
Gemeinderat 30.11.2012 Öffentlich 4  
Gemeinderat 08.11.2013 Öffentlich 4 2013/139 
Technischer Ausschuss 10.12.2018 Nicht öffentlich 2 163 u. 170 
Gemeinderat 25.01.2019 Öffentlich  2019/010 
 
Beschlussvorschlag: 
 

1. Die Anregungen der Träger öffentlicher Belange und aus der Bürgerschaft werden wie 
vorgeschlagen und beraten berücksichtigt bzw. aus den dargestellten Gründen nicht 
berücksichtigt. 

2. Der Bebauungsplan „Altstadt“ mit örtlichen Bauvorschriften und Erhaltungssatzung 
werden entsprechend der Anlage als Satzung beschlossen. 

3. Der Bebauungsplan mit örtlichen Bauvorschriften und Erhaltungssatzung sind 
öffentlich bekanntzumachen. 

 
 
 
Vorlage bewirkt Ausgaben? 
 

 ja      nein 

Deckungsmittel sind vorhanden? 
 

 ja      nein 
 
  



-2- 
Sachverhalt: 
 

1. Verfahrensstand 
Der Aufstellungsbeschluss für den Bebauungsplan „Altstadt“ wurde am 26.04.2012 
gefasst. 
Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit und der Träger öffentlicher Belange fand 
in der Zeit vom 17.07. – 05.10.2012 statt.  
Der Bebauungsplanentwurf wurde am 30.11.2012 beschlossen. 
Die öffentliche Auslegung fand in der Zeit vom 24.06. – 24.07.2013 statt. In diesem 
Zeitraum wurden auch die Träger öffentlicher Belange angehört. 
Die Beratung der Anregungen fand in der Gemeinderatssitzung am 08.11.2013 statt. 
Der Bebauungsplan hatte damit das Stadium der Planreife erreicht, d.h. alle formalen 
und materiellen Voraussetzungen für den Satzungsbeschluss lagen vor. 
 
Allerdings waren zu diesem Zeitpunkt die sogenannten „Neuordnungsbereiche“ um 
Köllesturm, Burgplatz, Marktplatz, Dolloch (westliche Schlossstraße), Beginenhaus 
und Kirchberg noch nicht so weit entwickelt wie gewünscht. Deshalb sollte der 
Satzungsbeschluss erst dann erfolgen, wenn weitgehende Klarheit über die bis dahin 
noch unüberplanten Teilbereiche erzielt ist. Dies wurde bis Anfang 2019 erreicht, 
weshalb der Gemeinderat am 25.01.2019 den erneuten Entwurfs- und 
Auslegungsbeschluss fassen konnte. 
Die öffentliche Auslegung mit Anhörung der Träger öffentlicher Belange fand in der 
Zeit vom 11.02. – 11.03.2019 statt. 
 
Die Beratung der eingegangenen Anregungen aus der Bürgerschaft und der 
Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belange ist die Voraussetzung dafür, dass der 
Satzungsbeschluss gefasst werden kann. Hierzu ist auch die „Satzung über den 
Bebauungsplan Altstadt, die örtlichen Bauvorschriften und die Erhaltungssatzung im 
Geltungsbereich des Bebauungsplans“ (siehe Anlage) zu verabschieden. 
 

2. Anregungen aus der Bürgerschaft 
Die Tabelle mit den Anregungen ist als Anlage beigefügt und wird in der Sitzung 
erörtert. 
 

3. Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belange und Nachbargemeinden 
Die Tabelle mit den Anregungen und Stellungnahmen ist als Anlage beigefügt und 
wird in der Sitzung erörtert. 

 
 
Anlagen: Plan 

Textteil 
Begründung 
Abwägungstabelle 
Satzung 

 



GEB A1

DN min: 48°

FH max:  14,0m ü. BZH

TH min:     5,5m ü. BZH

SDa

GEB B2

GEB A2

DN min: 48°

FH max:  16,5m ü. BZH

TH min:     6,5m ü. BZH

 SDa

GEB B4
OK Geb.:

max 3,5m ü. Gelände

GEB A3

DN min: 48°

FH max:  13,5m ü. BZH

TH min:     5,5m ü. BZH

 
SD

g

TH max:    7,5m ü. BZH

TH max:  10,0m ü. BZH

TH max:    6,8m ü. BZH

GEB B1

o FD, geneigte Dächer (SD, PD, WD)

TH max SD,PD = 10,0m ü. BZH  

FH max SD, SDversetzt = 16,5m ü. BZH    

OK max FD =  10,0m ü. BZH  
FH max PD=        10,0m ü. BZH    

TH max SD,PD = 7,5m ü. BZH  

FH max SD, SDversetzt = 14,0m ü. BZH    

OK max FD =  7,5m ü. BZH  
FH max PD=        7,5m ü. BZH    

GEB B3

TH max SD,PD =   6,8m ü. BZH  

FH max SD, SDversetzt = 13.5m ü. BZH    

OK max FD =   6,8m ü. BZH  
FH max PD=          6,8m ü. BZH    

o FD, geneigte Dächer (SD, PD, WD)

o FD, geneigte Dächer (SD, PD, WD)

o FD, geneigte Dächer (SD, PD, WD)

ZEICHENERKLÄRUNG
W≥it≥rg≥h≥n≤≥ Gli≥≤≥rung≥n un≤ B≥schränkung≥n ≤≥r F≥sts≥tzung≥n un≤ Vorschrift≥n,
≤i≥ ≤urch ≤i≥ Planz≥ich≥n ≤arg≥st≥llt w≥r≤≥n, sin≤ im T≥xtt≥il aufg≥führt o≤≥r im Lag≥plan 
≥ing≥trag≥n.

Unt≥rrichtung un≤ Anhörung vom     17.07.2012   bis     03.08.2012            

Verfahrensvermerke:

Ausg≥f≥rtigt:

Satzungsbeschluss - üb≥r ≤≥n B≥bauungsplan ( §10 (1) BauGB)

B≥stan≤t≥il ≤≥r Satzungsb≥schlüss≥ ≤≥s G≥m≥in≤≥rats nach  § 10 (1) BauGB un≤  § 74 LBO.
Di≥ B≥grün≤ung war b≥ig≥fügt.

Bebauungsplan und örtliche Bauvorschriften

In Kraft getreten  ( § 10 (3) BauGB und § 4 (3) GemO )

- üb≥r ≤i≥ örtlich≥n Bauvorschrift≥n ( § 74 LBO )

D≥r V≥rfahr≥nsv≥rlauf ≥ntspricht ≤≥n V≥rfahr≥nsv≥rm≥rk≥n. Di≥s≥r Lag≥plan mit T≥xtt≥il≥n war

frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit (  § 3 ( 1 ) BauGB )

Aufstellungsbeschluss (  § 2 ( 1 ) BauGB ) 

frühzeitige Beteiligung der Behörden ( § 4 ( 1 ) BauGB )

Als Entwurf ( § 3 ( 2 ) BauGB ) beschlossen 

Beteiligung der Behörden ( § 4 ( 2 ) BauGB )

Beschluss des Gemeinderats 

am 

Öff≥ntlich≥ B≥kanntmachung ≤≥r Ausl≥gung am 
Öff≥ntlich ausg≥l≥gt vom    24.06.2013   bis      24.07.2013             

Unt≥rrichtung un≤ Anhörung vom  24.06.2013  bis     24.07.2013                    

am                         

≤urch amtlich≥ B≥kanntmachung ≤≥s Satzungsb≥schluss≥s am

   13.06.2013              

    30.11.2012          

   12.07.2012          

vom

öff≥ntlich≥ B≥kanntmachung am 

Unt≥rrichtung un≤ Anhörung vom   14.08.2012   bis    05.10.2012                   

"Altstadt" 

G≥f≥rtigt:                                                         
Stuttgart, ≤≥n                                          Bo≥nnigh≥im, ≤≥n    

  

26.04.2012    

Albr≥cht Daut≥l 
Bürg≥rm≥ist≥r

zeichnerischer Teil         
            Stand  12.04.2019            

Beratung der Anregungen / Abwägung ≤≥s förmlich≥n V≥rfahr≥ns am  08.11.2013                

Tom Philipp Zoll
Archit≥kt un≤ Sta≤tplan≥r BDA

Als erneuter Entwurf ( § 3 ( 2 ) BauGB ) beschlossen 

Beteiligung der Behörden ( § 4 ( 2 ) BauGB )

am 

Öff≥ntlich≥ B≥kanntmachung ≤≥r Ausl≥gung am 
Öff≥ntlich ausg≥l≥gt vom  11.02.2019   bis   11.03.2019              

Unt≥rrichtung un≤ Anhörung vom  11.02.2019 bis     11.03.2019    

31.01.2019             

    25.01.2019         

Beratung der Anregungen / Abwägung ≤≥s förmlich≥n V≥rfahr≥ns am                

Anlag≥, ≤i≥ ≤≥m D≥nkmalschutz unt≥rli≥gt 

Abgr≥nzung unt≥rschi≥≤lich≥r 
G≥bäu≤≥st≥llung

Pflanzgebote und Pflanzbindungen ( § 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB )

Räumlicher Geltungsbereich ( § 9 Abs. 7 BauGB )

Gr≥nz≥ ≤≥s räumlich≥n G≥ltungsb≥r≥ichs ≤≥s
B≥bauungsplans

nachrichtliche Übernahmen ( § 9 Abs. 6 BauGB )

Abgrenzungen 

Abgr≥nzung≥n unt≥rschi≥≤lich≥r Baug≥bi≥tst≥il≥
un≤ F≥sts≥tzung≥n

Sonstige Vorschriften ( Örtliche Bauvorschriften )

Satt≥l≤achSD

Flach≤achFD

Füllschema Schablone 

Bauw≥is≥  

G≥bi≥tst≥il≥ 

Allgemeine / sonstige Planzeichen:

kl≥in≥r gl≥ich (Höchstmaß)≤

b≥st≥h≥n≤≥ G≥bäu≤≥

Whs

4
8

Whs

4
8

D

Grun≤stücksfläch≥n.

Maß der baulichen Nutzung

B≥ispi≥l≥ für ≤≥n Eintrag in ≤i≥ Schablon≥ bzw. in ≤i≥ üb≥rbaubar≥n

(  § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; § 16 - 21a BauNVO )

BZH - B≥zugshöh≥ 

- Traufhöh≥ TH

- Firsthöh≥ FH

Bauweise ( § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB; § 22 BauNVO )

o off≥n≥ Bauw≥is≥ ( § 22 Abs. 1 u. 2 BauNVO )

g g≥schloss≥n≥ Bauw≥is≥ ( § 22 Abs. 4 BauNVO )

a abw≥ich≥n≤≥ Bauw≥is≥ ( § 22 Abs. 4 BauNVO )

Überbaubare Grundstücksflächen, Baugrenzen, Baulinien
( § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB; § 23 BauNVO )

nicht üb≥rbaubar≥ Grun≤stücksfläch≥n

üb≥rbaubar≥ Grun≤stücksfläch≥n

Baugr≥nz≥ ( § 23 Abs. 1 u. 3 BauNVO )

Firstrichtung ≤≥s Hauptbaukörp≥rs

Stellung baulicher Anlagen ( § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB )

alt≥rnativ≥ Firstrichtung 

Verkehrsflächen sowie Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung
( § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB )

Öffentliche und private Grünflächen ( § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB )

- Zw≥ckb≥stimmung si≥h≥ Eintrag im Lag≥plan -
öff≥ntlich≥ Grünfläch≥ 

- Zw≥ckb≥stimmung si≥h≥ Eintrag im Lag≥plan -
privat≥ Grünfläch≥ 

( § 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB )
Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Flächen 

Baulini≥ ( § 23 Abs. 1 u. 2 BauNVO )

GEB 
A1, A2, A3

GEB 
B1, B2, B3, B4

Grun≤stücksfläch≥n

rückwärtig≥ B≥r≥ich≥  (Hinw≥is: G≥ltungsb≥r≥ich für r≥≤uzi≥rt≥  
F≥sts≥tzung≥n ≤≥r örtlich≥n Bauvorschrift≥n)   

nicht rückwärtig≥ B≥r≥ich≥  (Hinw≥is: vollumfänglich≥r G≥ltungsb≥r≥ich für  
F≥sts≥tzung≥n ≤≥r örtlich≥n Bauvorschrift≥n) 

- G≥bäu≤≥ob≥rkant≥OK

Pult≤achPD

D

Min≤≥stw≥rtmin.

Maximalw≥rtmax.

größ≥r gl≥ich (Min≤≥stmaß)≥

Flächen für Garagen ( § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB )

GA / P Garag≥n öff≥ntlich / privat 

 

(Platzhalter  für Pflanzgebote und Pflanzbindungen)
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Rechtsgrundlagen 
 
Mit Inkrafttreten dieses Bebauungsplans treten in seinem Geltungsbereich alle bisherigen 
planungs- und bauordnungsrechtlichen Vorschriften außer Kraft. Rechtsgrundlagen der 
Festsetzungen und Vorschriften dieses Bebauungsplans sind: 
 
Baugesetzbuch (BauGB) i.d.F. der Neubekanntmachung v. 03.11.2017 (BGBl. I. S. 3634) 
  
Baunutzungsverordnung (BauNVO) i.d.F. der Neubekanntmachung vom 21.11.2017 

(BGBL. I.S. 3786) 
 
Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) i.d.F. v. 21.11.2017 (GBL. S. 612) 
 
Planzeichenverordnung 1990 (PlanzV 90) vom 18.12.1990 (BGBl.I.S.58); zuletzt 

geändert durch Gesetz vom 04.05.2017 (BGBl.I. S. 1057 ff) 
 
 
Im Geltungsbereich des Bebauungsplans werden in Ergänzung der Eintragungen im Lageplan 
folgende Festsetzungen und Vorschriften getroffen: 
 
 
 
I. Planungsrechtliche Festsetzungen (gem. § 9 BauGB, BauNVO) 
 
 
1 Gebietsteile (GEB A, GEB B, etc.) 

Die Gebiete GEB A1, A2, A3 bezeichnen nichtrückwärtige Bereiche.  
Die Gebiete GEB B1, B2, B3, B4 bezeichnen rückwärtige Bereiche.  
(siehe hierzu Begründung zum B-Plan „Altstadt“)   
 

    
2 Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr.1 BauGB) 
 Die Art der Nutzung ist in allen Gebietsteilen nicht festgesetzt. 
  
   
3 Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 16 - 21a BauNVO) 
 
 
 3.1 Höhe baulicher Anlagen (HbA) im Gebietsteil A (§§ 16 und 18 BauNVO)  
  (siehe Eintrag in den Nutzungsschablonen) 
  

a) Bezugshöhen  (BZH) s. Planeinschrieb. Ist keine BZH im Plan festgesetzt so darf die BZH 
max. 0,5 m über der Geländeoberfläche bzw. über der angrenzenden Verkehrsfläche (sofern 
sie an die Verkehrsfläche angrenzen) liegen. Basis ist der höchste Punkt entlang des Gebäudes 
sowohl in der Geländeoberfläche als auch in der Verkehrsfläche. Abweichungen sind zulässig, 
wenn dies zur Entwässerung im Freispiegelgefälle erforderlich ist sowie bei Bestandsgebäuden.  

b) Traufhöhen (TH) Die Traufhöhen sind als Mindest- und Höchstmaße über der Bezugshöhe 
festgesetzt und dürfen dieses Maß um max. 0,3m überschreiten. Sie gelten bis zum Schnitt der 
Außenwand des Hauptbaukörpers mit der Dachhaut. TH= Traufhöhen über der Bezughöhe. 

c) Firsthöhen (FH) Die Firsthöhen sind als Höchstmaße über der Bezugshöhe festgesetzt und 
dürfen dieses Maß um max. 0,3m überschreiten. Sie gelten für die oberste Begrenzung der 
Dachflächen (z.B.: First der Satteldächer oder obere Kante bei geneigten Dachflächen). FH=    
Firsthöhe über Bezugshöhe.  

d) Gebäudeoberkanten (OK) Die Oberkanten sind als Höchstmaße über der Bezugshöhe  
festgesetzt und gelten für die oberste Begrenzung von Gebäuden (z.B. Attika bei 
Flachdachgebäuden). OK=     Gebäudehöhen über der Bezugshöhe. 
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 (Hinweis: Siehe auch örtliche Bauvorschrift 1.1.1 Baukörper / Dachform - Verhältnis 

Gebäudehöhe zu Gebäudelänge) 
 
 

3.2 Höhe baulicher Anlagen im Gebietsteil B: 
 Die maximalen Traufhöhen und Firsthöhen von Gebäuden und Gebäudeteilen im GEB B 

entsprechen den Festsetzungen zur Höhe baulicher Anlagen in den korrespondierenden 
Baugebietsteilen GEB A. Maximale Oberkanten von Flachdächern inkl. Attika entsprechen den 
maximalen Festsetzungen der Traufhöhen Oberkanten des Baukörpers in Baugebietsteil A   

 
 
4 Bauweise (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 22 BauNVO) 
  
 Reicht ein Gebäudekomplex aus dem nicht rückwärtigen Bereich in den rückwärtigen Bereich hinein, 

so gilt die Bauweise aus dem nicht rückwärtigen Bereich auch im rückwärtigen Bereich. 
  
 o =  offene Bauweise im GEB B  (§ 22 Abs. 1 u. 2 BauNVO).   
 
 g =  geschlossene Bauweise im GEB A3  (§ 22 Abs. 1 u. 2 BauNVO)  
 
 a =   abweichende Bauweise (§ 22 Abs. 4 BauNVO). Im Baugebietsteil GEB A1, A2 
   - darf die Gebäudelänge entlang den öffentlichen Verkehrsflächen maximal 11,5 m 

betragen, wenn die Gebäudestellung (Firstrichtung) senkrecht zur Verkehrsfläche 
angeordnet ist. Ausnahmen sind zulässig wenn die relevanten Festsetzungen  in 
den örtlichen Bauvorschriften  zur Gebäudegliederung und zur Fassaden-
gestaltung  eingehalten bleiben.    

      
- darf die Gebäudelänge entlang den öffentlichen Verkehrsflächen maximal 21,0 m 

betragen, wenn die Gebäudestellung (Firstrichtung) parallel zur angrenzenden 
Verkehrsfläche angeordnet ist. Ausnahmen sind zulässig wenn die relevanten 
Festsetzungen  in den örtlichen Bauvorschriften  zur Gebäudegliederung und zur 
Fassaden-gestaltung  eingehalten bleiben.    

 
- dürfen die Gebäude abweichend von der geschlossenen Bauweise auch nur auf 

einer seitlichen Grundstücksgrenze erstellt werden. 
 
(Hinweis: Siehe auch örtliche Bauvorschrift 1.1.1 Baukörper / Dachform - Verhältnis Gebäudehöhe zu 
Gebäudelänge) 

 
    
5 Überbaubare Grundstücksflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 23 BauNVO) 
 (entsprechend Festlegungen in der Planzeichnung) 
  
 5.1 Baugrenzen (§ 23 Abs. 3 BauNVO) Die Festsetzungen der Baugrenzen gelten oberhalb der 
  Geländeoberfläche laut Planeintrag. 
 

5.2 Baulinien (§ 23 Abs. 2 BauNVO) Die Gebäude sind auf der Baulinie zu erstellen. 
Baukörpergliederende Rücksprünge von der Baulinie sind in geringfügigem Maß zulässig. Die 
Festsetzung ist auch erfüllt, wenn die betreffende Gebäudekante bis auf ein Toleranzmaß von 
50cm an die Baulinie heranrückt.   

 
 
6 Stellung baulicher Anlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB) 
 (entsprechend Festlegung in der Planzeichnung)  
   
 6.1 Baugebietsteil GEB A1, A2 und A3: 
  Die im Lageplan zeichnerisch festgelegten oder möglichen Richtungen der Stellung baulicher 
  Anlagen (Firstrichtung) sind für den Baukörper maßgebend.  
   
 6.2 Baugebietsteil GEB B1, B2, B3 und B4: 
  Im Baugebietsteil B1, B2, B3 und B4 ist keine Stellung der Baukörper festgesetzt. 
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7 Flächen für Stellplätze, Carports und Garagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB, § 12 

BauNVO)    
 7.1 Baugebietsteil GEB A1, A2 und A3: 
   

Im Baugebietsteil GEB A1, A2 und A3 ist die Erstellung von Garagen, Carports und offenen 
Stellplätzen wie folgt beschränkt: 

   
  - Garagen dürfen nicht als eigenständige Garagenbauwerke innerhalb der Baugebietsteile 

GEB A1, A2, und A3 errichtet werden. Offene Stellplätze sind zulässig. (Hinweis: Siehe 
örtliche Bauvorschrift 1.1.4) 

  - Garagen in Hauptgebäude sind zulässig. (Hinweis: Siehe örtliche Bauvorschrift 1.1.4) 
- überdachte Stellplätze und Carports sind als eigenständige Bauwerke nicht zulässig. Als 

Anbauten sind sie innerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche zulässig. 
  

 
 7.2 Baugebietsteil GEB B1, B2, B3 und B4: 
 

Im Baugebietsteilen GEB B dürfen Garagen und Carports innerhalb überbaubarer 
Grundstücksflächen und in besonders festgesetzten Flächen für Stellplätze und Garagen erstellt 
werden. 
 

 7.3 Grundstücksflächen außerhalb der Baugebietsteile GEB A und B  
 

Auf diesen Flächen sind keine Garagen und Carports zulässig. Offene Stellplätze sind zulässig.  
 
 

8 Verkehrsflächen, sowie Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung 
 (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB) 
 
  Verkehrsflächen siehe Planeinschrieb 
 
 
9 Öffentliche und private Grünflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB) 
 
 9.1  Öffentliche Grünflächen  
  Grünfläche – Grünanlage 
  Die ausgewiesenen Grünflächen dienen als Grünanlage. Innerhalb ihrer Fläche dürfen  
  Fuß- und Fahrwege zum Begehen und zur Pflege dieser Fläche angelegt und   
  Geländemodellierungen durch Aufschüttungen und Abgrabungen vorgenommen werden. 
   
 9.2  Private Grünflächen Grünfläche und Gartenland 
  Private Grünflächen sind von jeglicher Bebauung inklusive Nebenanlagen freizuhalten.  
  Offene Stellplätze sind in festgesetzten privaten Grünflächen nicht zulässig. 
 
 
10 Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Flächen  
 (§ 9 Abs. 1 Nr. 21  BauGB) 
 
  gr1 lr 1fr1 – zugunsten der Allgemeinheit 
  gr2 lr 2 fr 2 – zugunsten der Anlieger  
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11 Flächen für Pflanzgebote und Pflanzbindungen  (§ 9 Abs.1 Nr. 25 a und b BauGB) 
 
   
  Pfb 1 – Einzelbaum 

Mit Pflanzbindung belegte Einzelbäume sind zu erhalten und dauerhaft zu pflegen und ggfs. zu 
ersetzen. (siehe Pflanzliste 1) 

Pfg 1 – Einzelbaum 

Die im Lageplan eingezeichneten Einzelbäume sind entsprechend Pflanzliste 1 anzupflanzen 
und dauerhaft zu pflegen und zu unterhalten. Der einzelne Standort kann sich um bis zu 3,00 m 
verschieben, die Anzahl der Einzelpflanzgebote ist jedoch bindend. (siehe Pflanzliste 1) 

 

Pflanzliste 1 

Laubbäume 
Pflanzgröße: Stammumfang mind. 18-20 cm 

Geeignete großkronige Arten  
Spitzahorn Acer platanoides 
gem. Esche  Fraxinus excelsior 
Walnuß Juglans regia 
Trauben-Eiche Quercus petraea 
Stiel-Eiche Quercus robur 
Winterlinde  Tilia cordata 
Sommerlinde Tilia platyphyllos 

 

Geeignete klein- und mittelkronige Arten  
Feldahorn Acer campestre 
Hainbuche Carpinus betulus 
Wild-Apfel Malus sylvestris 
Vogel-Kirsche Prunus avium 
Eberesche  Sorbus aucuparia 
Speierling Sorbus domestica 
Elsbeere Sorbus torminalis 

 
 
 
   
12  Nebenanlagen(§14BauNVO)  
 
  In den Baugebietsteilen B sind Nebenanlagen als Gebäude (darunter fallen 

nicht Garagen und Carports) nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zugelassen. 
In Baugebietsteilen A sind Nebenanlagen nur in Ausnahmefällen zulässig (z.B.: wenn der 
Grundstückszuschnitt keine Nebenanlagen in Baugebietsteil B ermöglicht). 
In den Grundstücksflächen außerhalb der Baugebietsteile A und B sind keine Nebenanlagen 
zugelassen. 
 
 
 
 
 
 

 

II. Kennzeichnungen (§9Abs.5 und 6 BauGB) 
   
 
  Bodendenkmale siehe Hinweise 
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III. ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN (§ 74 LBO) für den Bebauungsplan 

„Altstadt“ 
 
1 Gestaltungsvorschriften 
 
1.1  Äußere Gestaltung baulicher Anlagen (§ 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO)  
 
1.1.1  Baukörper / Dachform 
 
  Baugebietsteil GEB A1, A2 
  
  a) Baukörper 

Die Baukörper und alle Baukörperteile müssen allgemein im Grundriss eine rechteckige 
oder  trapezförmige Grundform aufweisen. Abweichungen vom rechten Winkel in den 
Gebäudeecken sind zur Erfüllung der Baulinienfestsetzungen allgemein und sonst bis zu 
10° zulässig. Baukörper mit gerundeten Außenformen sind nicht zulässig. (siehe Skizze 
Planteil). Gebäude mit einer ausnahmsweise zulässigen Überschreitung der 
Gebäudelänge, laut  planungsrechtlicher Festsetzungen,  müssen eine baukörperliche 
Gliederung aufweisen, so dass das sich aus Einzelbaukörpern zusammensetzende 
Gesamtgebäude wirkt, wie wenn es sich um eine Reihung von Einzelgebäuden handelt.  
(z.B.:  durch Fassadenrücksprünge, Fassadenversatz, Änderung oder Drehung der 
Firstrichtung, Höhenversatz der Geschossebenen). Jeder Teilbaukörper hat für sich die 
entsprechenden gestalterischen Festsetzungen einzuhalten.    

 

Die rechteckige oder trapezförmige Grundform der Gebäudeaußenkanten sind unter 
Einhaltung der nachfolgend genannten Toleranzen bis zur Traufe beizubehalten. Vertikale 
Gebäudevorsprünge und Rücksprünge von Zwerchhäuser sind auf den Gebäudeseiten 
ohne Baulinienzwang bis zu einer Tiefe von 0,2m und einer maximalen Länge von 5m 
zulässig. Horizontale Vor- und Rücksprünge von bis zu 0,2m sind pro Geschoss nur 
zulässig, wenn diese sich über die gesamte Gebäudeseite erstrecken. Auf der Giebelseite 
des Gebäudes muss das Verhältnis von Gebäudehöhe (von der mitt leren Hausgrundhöhe 
bis zur Traufhöhe) zur Gebäudelänge minimal 0,55 betragen.  
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  b)  Dachform,   
   Dachneigung (DF, DN)  

Zulässig sind nur Satteldächer. Der First ist bezogen auf den Hausgrund mitt ig 
auszurichten, unterschiedliche Neigungen des Hauptdaches sind unzulässig. Zulässig sind 
Dachneigungen von mindestens 48°. Zurückgesetzte Dachgeschosse sind unzulässig. 
Gebäudeteilverbindende Dachflächen zwischen Satteldächern können bis zu einer Breite 
von 1,5m als Flachdach ausgebildet werden.  
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  Baugebietsteil GEB A3  
    
  a) Baukörper 

zulässig sind alle Baukörper, die einen rechteckigen Grundriss aufweisen. Abweichungen 
vom rechten Winkel sind nicht zulässig. Es sind nur Baukörper zulässig, die zur 
Gerbergasse eine giebelständige Bebauung (Hinweis: siehe auch planungsrechtliche 
Bestimmung zur Bauweise Punkt 3 geschlossene Bauweise Bebauung nach 
Planungsrecht) mit maximaler Baukörperlänge von 9m oder die Gliederung längerer 
Baukörper in lückenlos gereihte, jeweils gestalterisch unterschiedlich behandelte 
Giebelfassaden mit maximaler Länge von 9m. Gebäudeteilverbindende Dachflächen 
zwischen Satteldächern können bis zu einer Breite von 1,0m als Flachdach ausgebildet 
werden.    
 

 
  b) Dachform,   
   Dachneigung (DF, DN) 
   Zulässig sind geneigte Dächer nach den Vorgaben zu Baugebietsteilen A1 und A2  
   
 
 
  Baugebietsteil GEB B1, B2, B3, B4 
   
  a) Baukörper, 
   zulässig sind alle Baukörper, die einen rechtwinkligen Grundriss aufweisen.   
   Abweichungen vom rechten Winkel von +- 10° sind zulässig. Baukörper mit gerundeten 
   Außenformen sind nicht zulässig. 
 
 
  b)  Dachform,   
   Dachneigung (DF, DN) 

Zulässig sind geneigte Dächer und Flachdächer. Gekrümmte Dächer (z.B.: 
Tonnendächer) sind nicht zulässig. Einzuhaltende Vorgaben für Dachform und 
Dachneigung aus dem Baugebietsteil A, die sich aufgrund von Baukörperdimension und 
Gebäudestellung in das Baugebietsteil B erstrecken sind für diesen Baukörper auch im 
Baugebietsteil B einzuhalten. (z.B.: der Giebel eines traufständigen Gebäudes mit 
Satteldach erstreckt sich ab einer Tiefe von ca. 6m gemessen von der Verkehrsfläche in 
das Baugebietsteil B.  Dieser Giebel muss nach 1.1.1 Baukörper / Dachform GEB A 
Punkt a.) und Punkt b.) vervollständigt werden. (Hinweis: Allerdings sind andere zulässige 
Bauteile im Baugebietsteil B, die nicht von der obigen Vorgabe betroffen sind weiterhin 
zulässig (z.B.: Balkone.)   

 
     
 
1.1.2  Dachaufbauten, Dacheinschnitte 
  Die Festsetzungen zu Dachaufbauten und Dacheinschnitten sind nur in den Baugebietsteilen 
  GEB A1, A2 und A3 gültig.  
 
 
 
1.1.2.1 Abstände, Anteile Dachfläche  
  Die Gesamtbreite aller Dachaufbauten, darf je Dachseite in der Summe nicht mehr als 60%  der 

zugehörigen Trauflänge des Daches, gemessen jeweils von den Ortgangkanten, betragen. Der 
Abstand zwischen Dachaufbauten und anderen Bauteilen muss mindestens 1,25m betragen. 
Dachflächenfenstern müssen zu anderen Bauteilen einen Mindestabstand von 0,75m einhalten. 
Dachflächenfenster sind nicht auf gleicher Ebene/  Höhenlage wie Dachaufbauten 
(ausgenommen Zwerchgiebel) zulässig. Grundsätzlich ist ein Mindestabstand zum Ortgang von 
allen Dachaufbauten von 1,5m einzuhalten.  
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Alle Aufbauten und Öffnungen müssen, sofern keine anderweitigen Festsetzungen (wie z.B.:  
Zwerchgiebel) getroffen sind, mit ihrem obersten Abschluss einen lotrechten Mindestabstand 
zum First von min. 1,25 m einhalten.  
Ausnahmsweise sind Abweichungen bis max. 10%  gegenüber den oben genannten 
Zahlenwerten aus  konstruktiven Gründen (z. B. Sparrenabstand, Ziegelgröße) zulässig. 
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1.1.2.2 Dachgauben   
Dachgauben dürfen nur im ersten Dachgeschoss als Schleppgauben, Gauben mit Satteldach 
(Giebelgaube) oder Gaube mit Flachdach errichtet werden. Auf jeweils einer Dachseite darf nur 
jeweils eine Gaubenart mit gleichem Schnittprofil senkrecht zur Traufe und gleicher 
Detaillierung der Ausführung angewendet werden. Mehrere Gauben sind auf derselben 
Unterkante anzuordnen. Die Gauben sind an den Seiten  geschlossen auszuführen. Die 
Unterkante der Gauben muss horizontal gemessen einen Mindestabstand zur Trauflinie von 
0,4m einhalten. Ausnahmsweise sind bei Anbauten an Bestandsgebäude Abweichungen vom 
Mindestabstand zur Trauflinie zulässig, wenn sich dadurch eine einheitliche Höhenlage und 
Schnittprofil der Gauben auf dieser Dachseite ergibt.     
 

 
 

  
  1.1.2.2.1 Satteldachgaube, 
  Gauben mit Satteldach dürfen nicht breiter als 2 m sein. Die maximale Höhe der Trauflinie  
  der Satteldachgaube darf, gemessen vom tiefsten Schnittpunkt der darunter liegenden  
  Dachhaut des Hauptdachs mit der Gaube, max. 1,8m betragen.  
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  1.1.2.2.2 Schleppdachgaube, Flachdachgaube  , 
Schleppgauben und Flachdachgauben dürfen nicht breiter als 3m sein, ihre Höhe von der 
Dachhaut bis zur Traufe der Gaube darf, gemessen vom tiefsten Schnittpunkt der 
darunterliegenden Dachhaut des Hauptdachs mit der Gaube max. 1,8m betragen. 
Ausnahmsweise können Schleppgauben bis zu 5m lang sein, wenn die Höhe von der  Oberkante 
Dachhaut Hauptdach zur Gaubentraufe max. 1,4m beträgt. Die Längsansichten von 
Schleppgauben sind ab einem max. Abstand von 0,6m von der Gaubenecke in regelmäßigen 
Abständen vertikal zu gliedern (ungeteilte Maximallänge 1m). Geschlossene Flächen in 
Längsansichten sind, neben den zulässigen geschlossenen Flächen bis 0,6m zur Gaubenecke, 
nur zulässig, wenn diese in die regelmäßige vertikale Fenstergliederung integriert werden.  Eine 
Dachneigung von max. 30°  ist einzuhalten. 
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1.1.2.3 Zwerchgiebel, Zwerchhäuser 
Pro Traufseite des Hauptdaches ist ein Zwerchgiebel mit einer Breite bis zur Hälfte der 
traufseitigen Hausbreite, maximal jedoch 5,0 m, gemessen jeweils von der Außenkante, 
zulässig. Die Traufhöhe eines Zwerchgiebels darf die Traufhöhe des Hauptdaches um maximal 
2,5 m überschreiten. Die Dachneigung eines Zwerchgiebels muss mindestens 48°  betragen. 
Zwerchgiebel dürfen die Firsthöhe des Hauptdaches nicht überschreiten.  

 
  Für Zwerchhäuser mit Satteldach gelten die gleichen Festsetzungen wie für Zwerchgiebel.   

Zwerchhäuser mit Schleppdach oder Flachdach sind zulässig, wenn eine Dachneigung von max. 
15° eingehalten wird. Die maximale Höhe der Verschneidung zwischen Hauptdach und 
Schleppdach oder Flachdach eines Zwerchhauses darf vertikal gemessen  maximal 2,5m unter 
der Firsthöhe  angesetzt werden.   

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
1.1.2.4 Dacheinschnitte  
  Dacheinschnitte sind unzulässig.  
 
1.1.2.5 Freisitze im Dachgeschoss  

Freisitze im Dachbereich sind zulässig, wenn diese die Form und die Gliederung eines zulässigen 
Dachaufbaus aufweisen, gedeckt sind und die entsprechenden Abmessungsvorgaben 
berücksichtigen.  

 
 
1.1.2.6 Dachflächenfenster  

Dachflächenfenster sind mit einer Dimension von maximal (Höhe x Breite) 1,4m x 1,0m lichte 
Breite zulässig. Das Zusammenfügen von Dachflächenfenstern ist bis zu einer Summe der 
lichten Öffnungen von 1,5m möglich. Dachflächenfenster dürfen mit der Oberkante ihrer 
Konstruktion maximal 0,2 m, gemessen senkrecht zur Fensterfläche, über die Oberkante der 
Dachfläche hinausragen. Firstverglasungen sind unzulässig. 
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1.1.2.7 Solaranlagen/Photovoltaik 
  Solaranlagen/Photovoltaikanlagen sind mit einem Abstand zur Dachhaut von maximal 0,2 m und 

einem Abstand zum First, zur Traufe und zum Ortgang von jeweils mindestens 1,25 m, 
gemessen in der Dachschräge, zulässig. 

 
1.1.2.8 Dachrand 
  Die Vorgaben zum Dachrand gelten in den Baugebietsteilen GEB A zwingend.  

An den Traufen der Hauptdachflächen ist ein Dachüberstand über die Fassade bis maximal 0,3 
m zulässig. Die Dachrinne zählt nicht zum Dachüberstand. Der Dachüberstand am Ortgang darf 
0,2 m nicht überschreiten. Die Giebel müssen in der Ebene der Oberkante Dachdeckung 
gedeckt sein. Über die Dachfläche aufsteigende freie Giebel wie z.B. Treppengiebel sind 
unzulässig. Ausnahmsweise sind freie Giebel bei Sonderbauten wie Rathäuser möglich. Eine 
Verkleidung des Ortgangs außer mit Formziegeln und /  oder Ortgangbrett ist unzulässig. Eine 
Verkleidung der Dachrinne ist unzulässig, außer wenn diese in die Fassade integriert ist.  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
1.1.2.8 Dachmaterialien 

Für die Dachdeckung sind nur naturrote und unglasierte Ziegel oder Dachsteine mit rot bis 
rotbrauner und matter Oberfläche zu verwenden. Die Dachflächen von Dachaufbauten sind mit  
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den Materialien des Hauptdaches oder mit nicht glänzenden Blechen ohne Farbauftrag oder im 
Farbton der Deckung des Hauptdaches zu decken. Die Seitenflächen der Dachaufbauten sind 
wahlweise zu verputzen, mit nicht glänzenden, vorbewitterten Blechen ohne Farbauftrag oder  
mit Holz zu verkleiden. 
Flachdächer von Garagen und Carports und Gebäuden bis zu einer Neigung von 15 ° sind zu 
begrünen und dauerhaft zu unterhalten. Die Mindestsubstratstärke muss dabei 10-15 cm 
betragen. Hierfür darf nur unbelastetes Substrat (Z0) verwendet werden. Auf eine 
entsprechende Gütesicherung ist zu achten. Ebenso muss diese dauerhaft extensiv begrünt 
sein, um ihre Funktion zu gewährleisten. Etwaige kahle Stellen sind auszubessern. Alternativ 
hierzu ist auch ein Aufbau der Dachbegrünung mit einem Wasserspeichervermögen von mind. 
30 l/m² oder einem Abflussbeiwert von 0,35 (Nachweis des Herstellers der Dachbegrünung) 
möglich.  

 
 
 
1.1.3  Fassadengestaltung 
  Die Vorgaben zur Fassadengestaltung sind in den Baugebietsteilen GEB A1, A2 und A3  
  gült ig.  
 
 
1.1.3.1 Fassadengliederung / Fassadenöffnungen 
 
1.1.3.1.1 Fassadenart: Lochfassade  

Die Fassaden sind als Lochfassaden (Wandkonstruktion, in der einzelne  Öffnungen vorhanden 
sind, die durch  Fenster- oder Türelemente geschlossen werden oder als Öffnung einer Loggia 
dienen) auszubilden. Wandöffnungen (Fenster, Türen und Loggien) in Baukörpern oder 
Teilbaukörpern, die als Einzelbaukörper wirken, dürfen sich allgemein nicht über mehrere 
Geschosse erstrecken. 
Wandöffnungen (Fenster. Türen, Verglasungen und Loggien),  die sich über mehrere 
Geschosse erstrecken, können jedoch zugelassen werden,  wenn sie gestalterisch die 
Gliederung der Gesamtfassade in Einzelbaukörpern bewirken. 
 
Ebenso können Wandöffnungen im Bereich von Treppenhäusern, die sich über mehrere 
Geschosse erstrecken, zugelassen werden, wenn der Charakter einer Lochfassade erhalten 
bleibt. 
 

 
Die Gebäudecken sind in allen Geschossen außer dem Erdgeschoss grundsätzlich massiv 
auszuführen. Auf jeder Fassadenseite und in jedem Geschoss muss eine Mindestbreite von 
0,6m der Gebäudeecke eingehalten werden. Alle einzuhaltenden Maße beziehen sich auf die 
Hauptfassadenebene.  

 
1.1.3.1.2 Wandöffnungen  

Wandöffnungen sind grundsätzlich allgemein in quadratischer oder rechteckiger Form 
auszubilden. Im Giebeldreieck sind abweichend andere Wandöffnungsformen zulässig, wenn 
eine maximale Öffnungsfläche von 0,7qm eingehalten wird. Überschreitungen für den 2. 
Rettungsweg sind zulässig. nur dann möglich, wenn alle anderen Optionen für den 2. 
Rettungsweg geprüft wurden und nicht umsetzbar sind. 
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Die Oberkanten der Wandöffnungen eines Geschosses sind innerhalb eines Fassadenabschnittes 
jeweils auf gleicher Höhe anzuordnen.  Die Öffnungen unterschiedlicher Geschosse sind 
geometrisch ablesbar hinsichtlich Außenkanten oder Symmetrien von Öffnung und /oder 
Fassade aufeinander zu beziehen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Längen, Anteile:  

 
Einzelne Wandöffnungen dürfen im Erdgeschoss maximal 3,5m lang sein. Im Erdgeschoss ist  
ein Mindestwandanteil von 20%  der Fassadenbreite einzuhalten. Im Erdgeschoss sind liegende 
Formate mit ungeteilter Füllung bis zu einer maximalen Länge von 2m zulässig. 
Ab dem ersten Obergeschoss dürfen Wandöffnungen maximal 2,5m breit sein. Ab dem ersten 
Obergeschoss ist  ein Mindestwandanteil von 30%  der Fassadenbreite einzuhalten. Ab dem 
ersten OG darf jedoch der Wandanteil maximal 70%  betragen. Die Dachgeschosse sind hiervon 
ausgenommen.   
Im Giebeldreieck ist ein Mindestwandanteil von 60%  der Fassadenbreite einzuhalten, gemessen 
an Breite Fußboden des zugehörigen Dachgeschosses. Im Giebeldreieck angeordnete oder in 
dieses eingreifende Wandöffnungen dürfen maximal 1,5m breit und maximal 2,5m hoch sein. 
Jede Wandöffnung hat zur Ortgangunterkante einen Abstand von 0,5m einzuhalten. 
Wandöffnungen bis zu einer lichten Breite von 1m müssen allgemein nicht in hochrechteckige 
Flächen geteilt werden.  
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1.1.3.1.3 Gliederung von Wandöffnungen  

 
hochrechteckige Formate:  
Wandöffnungen sind ab dem 1.OG entweder hochrechteckig auszubilden, oder im Fall von 
Öffnungen mit quadratischen oder liegenden Rechteckformaten (Öffnungsbreite größer als 
Öffnungshöhe) durch regelmäßige Reihung von hochrechteckigen Formaten der Füllung zu 
teilen. Die Teilung muss vertikal über die ganze Öffnungshöhe durch ablesbare Elemente 
(Stütze, Rahmen, Fensterflügel) der Öffnungsfüllung (Fenster, Tür, Loggienbrüstung) erfolgen. 
Ungeteilte hochrechteckige Wandöffnungen mit Maximalverhältnis Breite zu Höhe (a‘/ b‘) von 
0,75 können eine Maximalbreite von 1,2m aufweisen. 
Ausnahmsweise sind unter Bezugnahme auf historische Fensterteilungen bei nicht 
hochrechteckigen Wandöffnungen von max. 1,7qm für Fenster kleinformatige 
Sprossenteilungen mit Einzelfensterflächen von max. 0,2qm zulässig. Die Vorgabe einer Teilung 
in hochrechteckige Formate mit vertikaler Teilung über die gesamte Wandöffnung ist in diesem 
Fall aufgehoben.  
Hochrechteckige Formate haben ein Maximalverhältnis von Länge zu Höhe von 0,75 
einzuhalten, ausnahmsweise gilt für Bestandsgebäude kein Maximalverhältnis von Länge zu 
Höhe.  
Die Forderung nach hochrechteckigen Formaten kann bei liegenden Wandöffnungen sowie 
gestalterisch zusammengefasste Gesamtelemente durch hochrechteckige, regelmäßige und 
über die ganze Öffnung ablesbare vertikale Teilung der Fenster /  Tür /  Loggienöffnung erfüllt  
werden.   
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1.1.3.1.4 Form und Typologie von Füllungselementen in Fassadenöffnungen 
   
  Alle Elemente von Füllungen von Wandöffnungen müssen eine rechtwinklige Form aufweisen. 
  Ausnahmsweise ist nur bei Bestandsbauten eine aus der Entstehungsgeschichte begründete  
  andere Form zulässig.  

Profile mit gerundeten Kanten sind nicht zulässig. Sprossenteilungen müssen real glasteilend 
sein, oder mindestens außen aufgeklebt und eine Mindestprofilbreite von 2,5cm aufweisen. 
Fenster und Verglasungen in Türen oder Toren müssen rechteckiges Format haben. Tore sind 
allgemein als Flügel- oder Klapptore zulässig. 
Sektionaltore sind nur mit glatter, unstrukturierter, farbig beschichteter Belegung und 
Lichtöffnungen nur im obersten Feld bei geschlossenem Zustand möglich. 
Rollgittertore sind unzulässig.  

 
Rollläden, Klapp- und Schiebeläden sind generell zulässig. Rollladenkästen sind in der 
Fassadenebene nicht sichtbar unter Putz anzuordnen. 
Das Überdecken von Fensterflächen und deren Rahmen durch Rollladenkästen ist unzulässig.  

 
 
 
 
 
1.1.3.2 Fassadenprofilierungen 

Fassadenprofilierungen durch horizontale Gesimse mit einem maximalen Vor/  Rücksprung von 
20cm möglich. Profilierte Einfassungen von Wandöffnungen (Faschen etc.) können einen 
maximalen Vor- und Rücksprung von 3cm aufweisen. Zwischen gleich hohen Wandöffnungen 
sind durch Profilierung zurückgesetzte Materialwechsel zur Putzfassade möglich. Hierdurch 
entstehende Gesamtelemente werden als Gesamtöffnung betrachtet und haben die 
festgesetzten Maße für Öffnungsanteile und Gesamtlängen einzuhalten sind. Vorhandene 
Gestaltungselemente aus Sandstein wie Gesimse, Lisenen, Öffnungsgewände und Sohlbänke 
sind in ihrem äußeren Erscheinungsbild zu erhalten oder ersatzweise wiederherzustellen.  

 
 
 
 
 
1.1.3.2 Material und Farben von Fassaden und Fassadenteilen 
 
1.1.3.2.1 Fassadenmaterial 

Fassaden sind mit einem fein- bis mittelkörnigen, richtungslos verriebenen Außenputz zu 
versehen. Vorhandene Sichtfachwerke sind zu erhalten, überliefertes Sichtfachwerk ist bei 
wesentlichen Modernisierungen oder Instandhaltungsarbeiten, falls zumutbar, freigelegt bleiben 
oder wieder freigelegt werden.  
Zwischen gleich hohen Wandöffnungen sind Wandverkleidungen aus planem farbig 
beschichtetem Metall oder Holzwerkstoff oder nicht glänzendem Metall zulässig.   

 
Vorgeblendetes, nicht konstruktives Fachwerk ist unzulässig.  Fassadenverkleidungen oder 
Sockelverkleidungen aus anderen Materialien sind unzulässig. Dies gilt auch für Materialien, die 
zulässige Materialien imitieren.  
Gebäudesockel sind zu verputzen oder mit mattem nicht polierten Naturstein zu verkleiden. 
Sichtbetonsockel sind mit glatter Schalung und regelmäßigem Schalbild zulässig. 

 
1.1.3.2.2 Materialien von Füllungselementen in Fassadenöffnungen (Fenster, Türen, Tore) 
 

Fenster, Türen und Tore sind zulässig aus Holz und aus nichtglänzendem, farbig beschichtetem 
Metallblech. Zusätzlich sind Türen aus Glas zulässig. Zulässig sind Fenster, Türen und Tore aus 
Kunststoff, wenn deren sichtbare Oberfläche glatt, weiß und ohne Struktur ist und diese optisch 
einem weißbeschichtetem Holz oder Metallblech entsprechen. Klapp- und Schiebeläden sowie 
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Rollläden und deren Rahmen dürfen nur in Holz oder nicht glänzenden, farbig beschichteten 
Metalloberflächen ausgeführt werden. Eloxiertes Aluminium ist nicht zulässig. 

 
Türen und Tore aus eloxiertem Aluminium und Bronzeguss sowie Glastüren aus dunkel 
getöntem Glas, Struktur- oder Spiegelglas sind unzulässig.  

  Glasbausteine sind nicht zulässig. 
 
 
1.1.3.2.3 Farben von Fassaden und Fassadenteilen 
  Folgende Farben sind unzulässig: 

e) reines weiß  
f) reines schwarz  
Der Baukörper darf nur in einem einheitlichen Farbkonzept gestaltet werden, auch wenn 
innerhalb des Gebäudes vertikale Eigentumsgrenzen verlaufen. Das Farbkonzept ist im 
Rahmen der Kenntnisgabe mit der Stadt abzustimmen.  

 
 
 
1.1.3.3 Balkone, Erker und Loggien 

Die Vorgaben zu Balkone, Erker und Loggien sind in den Baugebietsteilen GEB A1, A2 und  A3 
gültig.  

 
  Balkone sind nicht zulässig.  

  Erker sind nicht zulässig. 
  Loggien müssen die Festsetzungen zur Fassadengliederung und Fassadenöffnungen erfüllen. 
 
 
1.1.3.4 Brüstungen 

Brüstungen sind als Teil der Füllung der Wandöffnung (z.B.:  Fensterelemente) auszubilden, 
oder als Teil der Wandfläche verputzt und fassadenbündig auszuführen, 
oder als einfaches, ebenes, nicht glänzendes Metallstabgeländer ohne geschlossene Füllungen 
in die Wandöffnung oder bis maximal 10cm bezogen auf die Außenkante der Fassade  vor die 
Fassade vorgehängt an zu ordnen.  

 
1.1.3.5 Vordächer  

 Vordächer sind auf der Gebäudeseite zur öffentlichen Verkehrsfläche    nur an Schaufenstern 
oder Eingängen zulässig. Vordächer dürfen maximal 1,5 m, gemessen senkrecht zu Fassaden 
auskragen, sofern öffentliche Belange nicht entgegenstehen. Vordächer sind auf der 
Gebäudeseite zur öffentlichen Verkehrsfläche    nur als mit Glas gedeckte Metallkonstruktion 
zulässig. Seitliche Windschutzflächen sind auf der Gebäudeseite zur öffentlichen Verkehrsfläche 
als Glasmetallkonstruktion nur zulässig, wenn keine Baulinie festgesetzt ist. Bestehende 
Vordächer können mit gleicher Konstruktion und Bauweise unter Einhaltung der oben 
festgesetzten Dimensionierung ergänzt werden. 
Sichtbare Oberflächen aus eloxiertem Aluminium, Bronzeguss, Kunststoff sowie Baldachine sind 
unzulässig.  

 
1.1.3.6 Sonnenschutzanlagen  

Als Sonnen- und Wetterschutz sind im Erdgeschoss nur an Schaufenstern und Ladeneingängen 
bewegliche Rollmarkisen zulässig. Sie dürfen die Breite der Schaufenster bzw. der Eingänge 
seitlich jeweils maximal um die Hälfte der angrenzenden Wandfläche überschreiten und 
maximal 1,5 m, gemessen ab Außenkante Fassade, auskragen, sofern öffentliche Belange nicht 
entgegenstehen. 
Als Markisenbespannung dürfen nur textile Materialien verwendet werden. Glänzende 
Materialien mit Kunststoff- oder Metallbeschichtung, Signalfarben nach RAL sowie Tages- oder 
Nachtleuchtfarben sind unzulässig. Markisenkästen und -stoffe müssen sich der Farbgebung der 
Fassade anpassen. Baldachinähnliche Markisen sind unzulässig.  
Außenlamellenraffstore und Außenstoffmarkisen sind in den Obergeschossen nicht zulässig. 
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1.1.4  Garagen, Tiefgaragen , überdachte Stellplätze und Carports 

Die nachfolgenden Vorgaben zu Garagen gelten nur für die Baugebietsteile GEB A1, A2 und A3.  
Tiefgarage:  
Zufahrten zu Tiefgaragen dürfen maximal 3,5m breit sein.  
Garage:  
Einzelne Garagenöffnungen im Erdgeschoss dürfen max. 3m breit sein. Nebeneinander 
angeordnete Garagen sind durch einen Wandpfeiler von mindestens 0,3m Breite voneinander zu 
trennen. Es dürfen im Erdgeschoss maximal 3 Garagenöffnungen nebeneinander  angeordnet 
werden.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Überdachte Stellplätze /Carports:  
Überdachungen von offenen Stellplätzen und Carports sind als Holz- oder Stahlkonstruktion 
zulässig. Geschlossene Seiten von überdachten Stellplätzen sind nicht zulässig.   

 
1.2.  Werbeanlagen 
  Werbeanlagen, Hinweisschilder und Beschriftungen sind nur an der Stätte der Leistung zulässig. 
  Für eine im Gebäude befindliche Einrichtung, Gewerbe-, Dienstleistungs- bzw. Ladeneinheit sind 
  höchstens zwei Werbeanlagen zulässig. Befinden sich mehrere Gewerbe-, Dienstleistungs- bzw. 
  Ladeneinheiten in einem Gebäude ist je Einheit nur eine Werbeanlage zulässig. Sie   
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  dürfen nur in der Erdgeschosszone oder in der Brüstungszone des ersten Obergeschosses  
  angebracht werden. Alle Werbeanlagen an einem Gebäude sind nach Art, Größe, Gestaltung 
  und Anbringungsort aufeinander abzustimmen. In den Erdgeschosszonen müssen   
  Werbeanlagen zu den Gebäudeaußenkanten einen Abstand von mindestens 0,3 m einhalten. 
  zu fassadengliedernden Bauteilen wie Gesimsen, Gewänden, Leibungen, Pfeilern, Lisenen und 
  sonstigen Vor- und Rücksprüngen ist mit Werbeanlagen ein Abstand von mindestens 0,2 m  
  einzuhalten.  
  Werbeanlagen sind unzulässig an Einfriedungen und aufgeständert auf Vordächern. 

 
  
 
 
 
 
 
 
   
  Parallel zur Fassadenwand angebrachte Werbeanlagen sind ausschließlich zulässig als: 
 

- unbeleuchteter oder extern angestrahlter Schriftzug bzw. Einzelbuchstaben /  
Firmenzeichen direkt auf die Wand aufgemalt oder mit Bauelementen vorgesetzt. 
Maximale Höhe 0,5m, maximaler Auftrag (Elementstärke einschließlich Abstandshaltern) 
0,15 m. 

- Transparentkasten mit einem maximalen Auftrag (Elementstärke einschließlich 
Abstandshalter) von 0,2 m und einer maximalen Höhe von 0,5m mit – aus einer 
geschlossenen Frontfläche – ausgestanzten und hinterleuchteten Buchstaben oder 
Firmenzeichen 

- Selbstleuchtende Einzelbuchstaben oder Firmenzeichen mit einem maximalen Auftrag 
(Elementstärke einschließlich Abstandshalter) von 0,2 m und einer maximalen Höhe von 
0,3 m 

- Leuchttransparent oder Leuchtrahmen mit glasklarem Display mit einer maximalen Höhe 
von 0,5 m 

 

Werbeanlagen in Wandöffnungen als:  

- Transparenter Werbeträger aus Glas oder Kunststoff mit aufgeklebten, aufgedruckten 
oder aufgesetzten Buchstaben oder  Firmenzeichen  sowie Neonbuchstaben oder 
Neonzeichen mit einem maximalen Auftrag (Elementstärke einschließlich Abstandhalter) 
von  0,2 m und einer maximalen Buchstabenhöhe von 0,3 m. Die Größe des 
Werbeträgers darf maximal 30 %  der Öffnungsfläche ausmachen. 

- Hinterleuchtete Einzelbuchstaben oder Firmenzeichen sowie Neonbuchstaben oder 
Neonzeichen mit einem maximalen Auftrag (Elementstärke einschließlich Abstandhalter) 
von 0,2 m und einer  maximalen Höhe von 0,3 m auf einer Tragkonstruktion aus 
Rohrprofilen oder ähnlichen Materialien. Leuchttransparent oder Leuchtrahmen mit 
glasklarem Display mit einer maximalen Höhe von 0,5 m. 
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Die Länge aller oben genannten Werbeanlagen, gemessen parallel zur Fassade, darf an einer 
Fassadenseite insgesamt maximal 60 %  der Fassadenlänge, maximal jedoch 7,0 m 
betragen. 

 
Direkt auf die Schaufensterscheibe innen oder außen aufgeklebte Folien oder 
Beschichtungen sind nur im Erdgeschoss zulässig. Die Fläche darf maximal 30%  der 
Fensterfläche der Fensterfläche betragen. Sie sind nur zulässig, wenn sie nicht glänzen, 
keine Signalfarben nach RAL oder Tag-, Nachtleuchtfarben aufweisen. Werden mehrere 
Schaufenster einer Fassade mit solchen Folien oder Beschichtungen versehen, müssen diese 
in Farbe und Ausdruck gleichartig erscheinen.  

 
Senkrecht zur Fassadenwand angebrachte Werbeanlagen sind zulässig, sofern öffentliche 
Belange nicht entgegenstehen als:  

 
  Ausleger mit einer Ausladung von bis zu maximal 1,0 m und einer maximalen Breite der  
  straßenzugewandten Seitenfläche von 0,2 m sowie einer maximalen Größe einer einzelnen 
  geschlossenen Werbefläche von 0,4 m² , bei mehreren Werbeflächen an einem Ausleger  
  einer maximalen Gesamtgröße der Werbeflächen von 0,6 m² . Verkehrliche Belange dürfen 
  nicht beeinträchtigt werden. 

 
 
 

 
 
 
 
  Als Werbeflächen des Ausleger sind ausschließlich zulässig:  

- nichtleuchtende oder extern angestrahlte Schilder 
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- Transparentkästen mit – aus einer geschlossenen Frontfläche – ausgestanzten und 
hinterleuchteten Buchstaben oder Firmenzeichen 

- Hinterleuchtete Einzelbuchstaben oder Firmenzeichen sowie Neonbuchstaben oder 
Neonzeichen 

- Leuchttransparente oder Leuchtrahmen mit glasklarem Display 

 
 

  Unzulässig sind allgemein:  
- Signalfarben, Tages- und Nachtleuchtfarben, spiegelunterlegte Werbeflächen 

- Wechselbild-Leuchtelemente wie Prismenwände, Laufschriften, Blinklichter, drehbare 
Werbeanlagen, 

- Dauerhaft  (länger als aktionsbezogen, maximal jedoch 8 Wochen) angebrachte Fahnen 
oder Spanntücher 

 

 
 
 
1.3.  Warenautomaten und Schaukästen 

Je Gebäude ist maximal je ein Warenautomat und ein Schaukasten zulässig. Sie dürfen bis zu 
0,2 m, gemessen senkrecht zur Außenkante der Fassade, herausragen. Ihre 
Hauptansichtsfläche darf nicht größer als 1,5 m²  sein.  

  Warenautomaten dürfen öffentlichen Grund nicht überragen.  
 
 
1.4.  Außenantennen und sonstige technische Anlagen 

Außenantennen (z.B. Fernseh-, Rundfunk-, Parabolantenne) sind nur im Teilbereich GEB B1 und 
B2 zulässig.  

  Ausnahmen sind zuzulassen, wenn über das Kabelnetz oder einen Anbringungsort außerhalb 
  des sachlichen Geltungsbereichs nach § 2 Abs. 2 der Gestaltungssatzung nicht alle Programme 
  empfangen werden können, die bei einer Anbringung von Außenantennen im sachlichen  
  Geltungsbereich empfangen werden könnten.  
  Klima- und Lüftungsgeräte oder deren Auslässe sowie Edelstahlkamine sind in GEB A-Gebieten 

nicht zulässig.  
  Pro Gebäude ist nur eine Rundfunk- und nur eine Fernsehaußenantenne bzw. Schüssel  
  zulässig. 
 
 
 
1.5.  Einfriedungen  

Die nachfolgenden Vorgaben zu Einfriedigungen  gelten nur für die Baugebietsteile GEB A1, A2 
und A3.  

  Einfriedungen in der Flucht von Fassaden, die an den öffentlichen Verkehrsraum angrenzen,  
  sind nur zulässig als verputzte Mauer, Sandsteinmauer oder als Sockelmauer mit Mauerpfeilern 
  und einer Füllung aus Holz- oder Metallgittern mit einer Gesamthöhe bis 2,2m.  
  Für Türen und Tore in massiven Einfriedungen gelten die Festsetzungen der Ziffer 3.4  
  entsprechend. 
 
   
1.6.  Freileitungen (§ 74 Abs. 1 Nr. 5 LBO)  
  Niederspannungsfreileitungen, Straßenbeleuchtung, Telekommunikationsleitungen und 

Mittelspannungsleitungen sind nicht zugelassen.  
Bestehende Niederspannungsfreileitungen, die auch der Versorgung angrenzender Gebiete 
dienen, können erhalten bleiben. 

 
1.7.  Kenntnisgabe (§ 74 Abs. 1 Nr. 6 LBO) 
  Für Vorhaben, die nach § 50 LBO verfahrensfrei sind, ist eine Kenntnisgabe erforderlich. 
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IV. Erhaltungssatzung 

gemäß § 172  (1) Nr. 1 BauGB und BauNVO, § 74 LBO 

 

1. Geltungsbereich 
Der Geltungsbereich umfasst die Grenzen des Geltungsbereichs des Bebauungsplanes „Altstadt“  

 

2. Satzungszweck 
Die Satzung wird erlassen zur Erhaltung der städtebaulichen Eigenart des Gebietes aufgrund 
seiner städtebaulichen Gestalt (§ 172 (1) 1 BauGB) sowie der Erhaltung wichtiger und 
prägender gestalterischen Elemente (§ 74 LBO ) 

 

3. Genehmigungspflicht 
Im räumlichen Geltungsbereich dieser Satzung sind äußere bauliche Veränderungen an den 
Gebäuden und Freianlagen, die Auswirkungen auf das Erscheinungsbild des Plangebietes haben 
können, sowie die Errichtung und der Abriss von Gebäuden genehmigungspflichtig (§ 172 (1) 
BauGB).  Auch eine Nutzungsänderung ist genehmigungspflichtig. Sie gilt ferner für alle 
baulichen und sonstigen Anlagen, die nach der LBO baugenehmigungspflichtig sind. Sie gilt 
auch für Vorhaben, die nach der LBO genehmigungsfrei sind, für die aber diese Satzung 
Regelungen trifft.  

 

4. Denkmalschutz 
„Alle Maßnahmen an Gebäuden  und Baulichen Anlagen, die Kulturdenkmale sind oder sich in 
der Umgebung von Kulturdenkmalen von besonderer Bedeutung befinden, sind nach dem 
Denkmalschutzgesetz Baden-Württemberg zu beurteilen. In solchen Fällen ist die rechtzeitige 
Kontaktaufnahme mit der unteren Denkmalschutzbehörde zwingend.“  

Geplante Maßnahmen auf archäologischen Verdachtsflächen (Prüffälle) und ausgewiesenen 
Bodendenkmalen gem. § 2 DSchG bedürfen der frühzeitigen Kontaktaufnahme mit den 
Denkmalschutzbehörden. 

 

5. Gestaltung 
Siehe I I I . Örtliche Bauvorschriften zum Bebauungsplan „Altstadt“. 

 
 



 
 
V. Hinweise 

 
1. Denkmalschutz 

Alle Maßnahmen an Gebäuden und baulichen Anlagen, die Kulturdenkmale sind oder sich in der 
Umgebung von Kulturdenkmalen von besonderer Bedeutung finden, sind nach dem 
Denkmalschutzgesetzt Baden-Württemberg zu beurteilen. In solchen Fällen ist die rechtzeitige 
Kontaktaufnahme mit der Unteren Denkmalschutzbehörde zwingend.“  

 
Innerhalb des Plangebietes gibt es umfängliche Belange der Archäologie des Mittelalters und 
der Neuzeit. Im Stadtkern gibt es zahlreiche Bodendenkmale. Aus denkmalfachlicher Sicht wird 
daher auf die aktuellen Denkmallisten verweisen. 
Die Denkmalliste wird hier nicht gesondert ausgedruckt. Sie ist in der historischen Ortsanalyse 
in Detail dargestellt. 
Die archäologischen Belangen  sind ebenfalls nicht abgedruckt, sondern liegen in digitaler Form 
der historischen Ortsanalyse bei. 

 
Für die als Prüffallflächen ausgewiesenen Altstadtbereiche muss der Bestandsschutz im 
Einzelfall noch geprüft werden. Baumaßnahmen in bisher nicht t ief greifend gestörten Arealen 
müssen hier zur Stellungnahme vorgelegt werden und bedürfen der denkmalschutzrechtlichen 
Genehmigung.  

Geplante Maßnahmen auf archäologischen Verdachtsflächen (Prüffälle) und ausgewiesenen 
Bodendenkmalen gem. § 2 DSchG bedürfen der frühzeitigen Kontaktaufnahme mit den 
Denkmalschutzbehörden. 

 
Siehe Anhang 2 - Kulturdenkmale 
 

2. Baugrund 
Für Neubauten werden daher objektbezogene Baugrunduntersuchungen gemäß DIN 4020 
empfohlen.“  

 
3. Artenschutz/Naturschutz 
 Vor jeder Umbau- Sanierung-  oder Abrissmaßnahme ist die artenschutzrechtliche Relevanz der 

Maßnahme zu prüfen, besonders auf die Verbotstatbestände des BNatSchG ist zu achten. 
 Die artenschutzrechtliche Relevanz ist auch bei Beseitigung von Vegetationsstrukturen zu 

prüfen. 
 
4. Grundwasserschutz 
 
 Im Plangebiet ist bereichsweise (insbesondere im südlichen Bereich) mit geringen Grundwasser-

Flurabständen zu rechnen. Außerdem ist davon auszugehen, dass in diesem Gebiet dem 
Landratsamt bisher nicht bekannte alte Brunnenanlagen existieren. Sofern bei baulichen 
Veränderungen solche Brunnen tangiert sind, ist der Fachbereich Umwelt des Landratsamtes 
Ludwigsburg am Verfahren zu beteiligen. Das Gleiche gilt für Maßnahmen, welche tiefer  als 
drei Meter in den Untergrund eingreifen. 

 
 Für eine eventuell notwendige Grundwasserbenutzung (Grundwasserableitung während der 

Bauzeit, Grundwasserumleitung während der Standzeiten von Bauwerken) ist grundsätzlich eine 
wasserrechtliche Erlaubnis erforderlich. Eine dauernde Grundwasserabsenkung ist  nicht 
zulässig. Maßnahmen, die lediglich punktuell in das Grundwasser einbinden (z.B. 
Erkundungsmaßnahmen, Tiefgründungskörper, Verbaukörper) bedürfen ebenfalls einer 
wasserrechtlichen Erlaubnis, die beim Landratsamt Ludwigsburg, Fachbereich Umwelt zu 
beantragen ist. 

 Bei unvorhergesehenem Erschließen von Grundwasser muss dies dem Landratsamt 
Ludwigsburg angezeigt werden. Die Bauarbeiten sind dann bis zur Entscheidung einzustellen. 
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5. Altlasten 
Im Plangebiet befinden sich sowohl Altlastenverdachtsflächen als auch Altlasten, auf denen 
bereits Untergrundverunreinigungen nachgewiesen wurden. 

Als Vedachtsflächen gelten:  
Flst. 43/1, 44/ 1 und 45; ehemalige Gerberei 
Flst. 123/ 2: ehemalige Schreinerei 
Flst. 107/ 1; ehemalige Tankstelle 
Flst. 74/2; ehemalige Metallschleiferei 
Flst. 103/ 3; ehemalige chemische Reinigung 

Auf den Flurstücken 43/ 2, 47/7, 100/6 befinden sich Alt lasten. 

Sofern an den genannten Flächen bauliche Veränderungen vorgenommen werden, ist das 
Landratsamt Ludwigsburg, Fachbereich Umwelt an dem hierfür notwendigen 
Baurechtsverfahren zu beteiligen. 

 
6. Gutachten 
 Das Büro transform Bamberg hat im Juni 2012 eine historische Ortsanalyse erstellt. Auf den 

darin enthaltenen Denkmalpflegerischen Werteplan wird verwiesen. 
 

7. Bodenschutz 
 Auf die Pflicht zur Beachtung der Bestimmungen des Bundes-Bodenschutzgesetzes (BBodSchG), 

insbesondere auf §§ 4 und /  wird hingewiesen. In diesem Sinne gelten für jegliche 
Bauvorhaben die getroffenen Regelungen zum Schutz des Bodens (s. Beiblatt 2015). 

 
 
 
 

Aufgestellt: 

Stuttgart, den 27.03.2019/01.04.2019/12.04.2019 
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Es wird die Übereinstimmung des Bebauungsplanes mit den hierzu ergangenen Beschlüssen des 
Gemeinderats bestätigt. 

Bönnigheim, den   

 

Albrecht Dautel 

(Bürgermeister) 
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ANHANG 1 
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ANHANG 2  
Kulturdenkmale gemäß DSCHG 
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A BEGRÜNDUNG  
 

1. ABGRENZUNG DES RÄUMLICHEN GELTUNGSBEREICHS 
 
Der räumliche Geltungsbereich wird wie folgt begrenzt: 
 
• im Norden durch die Südgrenze der Flurstücke Nr. 148/1, 148/3 
• im Süden durch die Nordgrenze der Flurstücke 217/1, 217/2, 43, 46 und die Südgrenze 

des Flurstücks Nr. 60/4 
• im Westen durch die Ostgrenze des Flurstücks Nr. 450/1 und die Westgrenze der Flurstü-

cke Nr. 47/2, 47/6, 45, 45/3, 44/4  
• im Osten durch die Westgrenze des Flurstücks 146 und die Ostgrenze des Flurstücks Nr. 

11  
 

Maßgeblich ist die Darstellung im zeichnerischen Teil. 

2. ALLGEMEINES 

2.1 Rechtsgrundlagen 

 Baugesetzbuch (BauGB) i.d.F. der Neubekanntmachung v. 03.11.2017 (BGBl. I. S. 3634) 
  
 Baunutzungsverordnung (BauNVO) i.d.F. der Neubekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBL. 

I.S. 3786) 
 

 Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) i.d.F. v. 21.11.2017 (GBL. S. 612) 
 
 Planzeichenverordnung 1990 (PlanzV 90) vom 18.12.1990 (BGBl.I.S.58), zuletzt geändert 

durch Gesetz vom 04.05.2017 (BGBl.I. S. 1057 ff) 
 

 

2.2 Anlass und Ziel der Planung 

Die Stadt Bönnigheim möchte die Eigenart der im Plangebiet enthaltenen innerörtlichen Quartiere 
der Altstadt erhalten. Dafür erlässt sie eine Erhaltungssatzung. Das Ziel des Erhalts kann jedoch 
nicht ausschließlich über das Instrument der Erhaltungssatzung erreicht werden. Daher ist die 
Kombination mit einem Bebauungsplan notwendig. 

2.3 Landes- und Regionalplanung 

Im derzeit verbindlichen Regionalplan ist Bönnigheim als Kleinzentrum und als Gemeinde mit 
verstärkter Siedlungstätigkeit verzeichnet. Der Planbereich ist als Siedlungsbestand ausgewie-
sen. 
(REGIONALPLAN 2010, REGION STUTTGART) 

2.4 Entwicklung aus dem Flächennutzungsplan  

Das Gebiet ist im Flächennutzungsplan als Bestand gemischte Baufläche ausgewiesen. Somit 
kann festgestellt werden, dass das Plangebiet aus dem Flächennutzungsplan entwickelt ist. 
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2.5 Bestehende Rechtsverhältnisse 

Im Planbereich  gibt es keine Bebauungspläne. Angrenzende an das Plangebiet  gibt es folgende 
Bebauungspläne: 
 

 Angrenzend Titel    Rechtskraft 
Nordwestlich Lauerweg   5.07.2007 
Nordöstlich Weststadt   Aufstellungsbeschluss 
Südlich  Amann-Quartier  planreif, noch keine Rechtskraft 21.09.2017 
Südöstlich Barrwiesen (Restgebiet) 21.01.1999 
Nordöstlich Olgastraße   6.02.2003 
Nordosten Hintere Gärten   22.03.1979 

3. STÄDTEBAULICHE UND RECHTLICHE AUSGANGSSITUATION 

3.1 Besitz- und Eigentumsverhältnisse 

Die Grundstücke befinden sich überwiegend in privatem Besitz, die öffentlichen Flächen im ge-
meindeeigenen Besitz. 

3.2 Vorhandene Nutzung 

Die Flurstücke innerhalb des Geltungsbereichs werden als gemischte Baufläche, als öffentliche 
Grünfläche und als öffentliche Verkehrsflächen genutzt.  

3.3 Verkehrserschließung 

Die verkehrliche Erschließung erfolgt über das vorhandene Straßennetz.   
Das Plangebiet ist bereits gegenwärtig an das vorhandene ÖPNV-Netz angeschlossen. 

3.4 Vorhandene Ver- und Entsorgungseinrichtungen 

Die Ver- und Entsorgung des Plangebiets ist über die vorhandenen Ver- und Entsorgungseinrich-
tungen gegeben.



   
   

 

4. PLANINHALT BEBAUUNGSPLAN UND ERHALTUNGSSATZUNG 

4.1 Städtebauliche Zielsetzung 

Die Städtebauliche Zielsetzung  bzw. Konzeption gründet sich auf der Erhaltung der städtebauli-
chen Eigenart des innerörtlichen Plangebietes.  

Die Historie der Stadt Bönnigheim mit der langen Phase des Ganerbentums bis 1750 hat die Alt-
stadt sehr markant geprägt. Deutlich im Grundriss sind die 4 großen Quartiere, die durch den 
Straßenverlauf von Michaelsbergstraße, Kirchstraße und Hauptstraße abgegrenzt werden. Durch 
ein Netz von kleinen Straßen und Gassen sind die vier großen Quartiere unterteilt, öffnen sich 
aber hin zu einzelnen Platzsituationen. 
 
Die geschlossenen Raumkanten entlang der Straßen und Gassen gewähren auf der rückwärti-
gen Seite oftmals freie Räume, die teils als Wirtschaftshof, teils als Freibereich genutzt werden. 
 
Im Zuge einer städtebaulichen Entwicklung sollen nun die Räume aufgezeigt werden, in denen 
eine verträgliche Neuordnung stattfinden kann. Gleichwohl gilt es, die Eigenart des Gebietes zu 
erhalten und nicht zu verwässern.  
 
Aus diesem Grunde wurden die Örtlichen Bauvorschriften sehr detailliert ausformuliert. Zum der-
zeitigen Verfahrensstand wird noch  geprüft, ob eine Kombination aus Bebauungsplan (mit pla-
nungsrechtlichen Festsetzungen und Örtlichen Bauvorschriften) und einer Erhaltungssatzung ein 
kräftigeres Instrument zur Umsetzung der städtebaulichen Zielsetzung wäre. Es wurde geprüft 
und festgestellt, dass eine Kombination aus Bebauungsplan (mit planungsrechtlichen Festset-
zungen und Örtlichen Bauvorschriften) und einer Erhaltungssatzung ein wirksames Instrument 
zur Umsetzung der städtebaulichen Zielsetzung im historischen Ortskern ist.  
 
Mittels der planungsrechtlichen Festsetzungen wurden bauliche Gestaltungsräume eingeräumt, 
die den Rahmen für die bauliche Entwicklung aufspannen. Mit dem Instrument der Örtlichen 
Bauvorschriften wurden detaillierte Gestaltungsanforderungen an die bauliche Entwicklung for-
muliert. 
 
Die Erhaltungssatzung beinhaltet eine erweiterte Genehmigungspflicht für Maßnahmen, die den 
Erhaltungszweck tangieren – Rückbau, Änderung oder Nutzungsänderung baulicher Anlagen. 
 
Ein grundlegendes Steuerungselement ist die Abgrenzung in einen rückwärtigen und nicht rück-
wärtigen Bereich innerhalb des gesamten Plangebietes. 
Im nicht rückwärtigen Bereich gilt ein hohes Maß an Gestaltungsanforderungen, da dieser Be-
reich unmittelbar an den öffentlichen Raum anschließt und sich einer hohen repräsentativen An-
forderung stellen muss. Er trägt Verantwortung für die Ensemblewirkung des gesamten Altstadt-
quartiers. 
 

 Gleichwohl wird im rückwärtigen Bereich ein Raum geschaffen, in dem die Anforderungen an 
Gestalt und Baukörper weitaus weniger restriktiv ausfallen, da von ihnen kein ortsbildrelevanter 
Einfluss gegeben ist.  

 
 Im Plan sind Neuordnungsbereiche dargestellt, für die es bisher keine planerischen Aussagen 

gibt. Im Laufe des Verfahrens werden für diese Bereiche Planungsrechtliche Aussagen entspre-
chend der städtebaulichen Konzeption getroffen.  



   
   

4.2 Art der baulichen Nutzung 

Auf die Festsetzung der Art der baulichen Nutzung wird bewusst verzichtet. Die Ausweisung der 
rückwärtigen und nichtrückwärtigen Bereiche erfolgt ausschließlich aus Gründen der unterschied-
lichen Gestaltungsanforderung s. 4.1. 

 

4.3 Maß der baulichen Nutzung 

Das Maß der Baulichen Nutzung wird durch die Kombination von folgenden Festsetzungen be-
stimmt. 
• Überbaubare Grundstücksfläche 
• Bauweise mit Längenbestimmung 
• Festsetzung der Kubatur durch Traufhöhe, Firsthöhe und Gebäudeoberkante. 

 
4.3.1 Traufhöhe, Firsthöhe, Gebäudeoberkante 

Im Plangebiet wird die Kubatur der Gebäude festgesetzt. Diese wird bestimmt durch maximal zu-
lässige Traufhöhe bzw. Firsthöhe bzw. Gebäudeoberkante bezogen auf eine Bezugshöhe, die 
Bezugshöhe  (BZH).  
Die teilgebietsbezogenen Mindestmaße für Traufhöhe sollen eine jeweils angestrebte Mehrge-
schossigkeit in der Altstadt gewährleisten.  
 
 

4.3.2 Überbaubare Grundstücksflächen 

Die überbaubare Grundstücksfläche wird durch Baugrenzen und Baulinien bestimmt. Baulinien 
wurden festgesetzt, um die bestehende, historisch gewachsenen Raumkanten auch im Falle ei-
ner Neubebauung zu erhalten. Zum Erhalt der kleinen Rücksprünge der bestehenden Raumkan-
ten ist ein Toleranzmaß von 50 cm festgesetzt. 
 
 

4.3.3 Höhengestaltung 

Die Höhe der baulichen Anlagen wird durch festgesetzte Bezugshöhe bestimmt. Diese Höhen 
orientieren sich am jeweiligen Straßenniveau bzw. bei rückwärtigen Gebäuden am Hofniveau.  
 
 

4.3.4 Bauweise 

Um die städtebauliche Zielsetzung sicherzustellen, werden im Plangebiet je nach Quartier unter-
schiedliche Bauweisen festgesetzt. Beim Übergreifen von Gebäuden aus dem nicht rückwärtigen 
in den rückwärtigen Bereich gilt im rückwärtigen Bereich die gleiche Bauweise wie im nicht rück-
wärtigen Bereich, um keinen anderen Grenzabstand innerhalb eines Gebäudes zu bekommen. 
 
 

4.3.5 Stellung baulicher Anlagen 

Der Gebäudestellung kommt im Plangebiet eine besondere Bedeutung zu. Während in den nicht-
rückwärtigen Bereichen die Gebäudestellung festgesetzt wird, wird in den rückwärtigen Berei-
chen darauf verzichtet. Dies ist in der Bedeutung der Stellung der Baukörper im nichtrückwärti-
gen Bereich begründet. 
 

4.3.6 Garagen 

Der Ausschluss von eigenständigen Garagenbaukörpern im nichtrückwärtigen Bereich soll die 
Reihung von mehrgeschossigen Gebäuden im Straßenraum gewährleisten und untypische ein-
geschossige Gebäude oder Bauteile verhindern. Auf diesen hohen Ensembleschutz wird im 
rückwärtigen Teil bewusst verzichtet. Garagen dürfen hier innerhalb der bebaubaren Grund-
stücksflächen und in den dafür festgesetzten Flächen realisiert werden. Flächen die zwischen der 



   
   

Baugebietsteile A und dem öffentlichen Verkehrsraum liegen sind in der Altstadt untypisch und 
sind aus Gründen einer angemessenen städtebaulichen Einfügung in das Stadtbild von Gara-
genbaukörpern freizuhalten. Gleichwohl dürfen überdachte Stellplätze und Carports als Anbauten 
innerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche gebaut werden. Sie reichen damit nicht in die 
Fläche zwischen Baugebietsteil A und dem öffentlichen Verkehrsraum.  

4.4 Verkehrserschließung 

4.4.1 Verkehrsflächen 

Die verkehrliche Erschließung erfolgt über die bestehenden Straßen. 
 
 

4.4.2 Geh- und Fahrrechte 

Es wird ein Leitungsrecht zugunsten der Allgemeinheit ausgewiesen. 

4.5 Grünflächen 

4.5.1 Private Grünflächen 

Zur Sicherung und Dokumentation des ehemaligen Stadtgrabens wird in Teilbereichen, deren Er-
lebbarkeit vom öffentlichen Verkehrsraum gegeben ist, eine private Grünfläche festgesetzt. Nut-
zungen für Nebenanlagen werden gänzlich ausgeschlossen, um die Erlebbarkeit sowie den  (da-
neben den) Freibereichs- und Erholungscharakter von privaten Grünflächen zu erzielen. 
 

4.5.2 Öffentliche Grünflächen 

Die öffentlichen Grünflächen dienen der Erholung und sind daher sowohl durch Fußwege wie 
auch durch Geländegestaltung erleb- und nutzbar zu machen. 

4.6 Nebenanlagen 

Mit den Festsetzungen zu Nebenanlagen in den rückwärtigen und nichtrückwärtigen Bereichen 
wird dem Gestaltungsgefälle der beiden Plangebiete wieder Rechnung getragen. 

4.7 Ver- und Entsorgung 

4.7.1 Entwässerung 

Die Entwässerung ist im Gebiet vorhanden.  
 

4.7.2 Versorgung  

Die Versorgung des Plangebietes ist ebenfalls vorhanden und sichergestellt.  
 

 

4.8 Natur und Umweltschutz 

 
4.8.1 UVP/Umweltbericht/Grünordnungsplanung  

Der Bebauungsplan „Altstadt Bönnigheim“ ist,  wie unter 2.2 Anlass und Ziel der Planung be-
schrieben, eine Ergänzung zur Erhaltungssatzung für den Erhalt der Eigenart des innerörtlichen 
Quartiers. Zur Erreichung der städtebaulichen Ziele reicht das Instrument der Erhaltungssatzung 
nicht aus.  
 



   
   

Es gilt jedoch festzuhalten, dass eine Nachverdichtung im Altstadtbereich nicht angestrebt wird, 
dies nicht als städtebauliches Ziel formuliert ist und auch keine Umsetzung im vorliegenden Be-
bauungsplan stattfindet.  
 
Stellt man im Sinne einer Eingriffs-/Ausgleichsbilanz Bestand und Planung gegenüber, so wer-
den  sich zusätzliche Versiegelung (Neubauten) und Entsiegelung (Abriss und Entkernung) die 
Waage halten, ja eher in Richtung Entsiegelung tendieren. 
 
Für alle Schutzgüter einer Umweltprüfung und UVP ist somit schon vornherein kein erheblicher 
Eingriff gegeben. Es wird daher auf UVP und Umweltbericht verzichtet. 
 
Gleichwohl gilt es die Belange des Artenschutzes zu prüfen, die von dieser Konstellation ausge-
nommen sind. Siehe  4.8.2. 
 
 

4.8.2 Artenschutz 

Im weiteren Verfahren  wird eine Artenschutzrechtliche Habitatsanalyse durchgeführt, um poten-
zielles Vorkommen von artenschutzrelevanten Arten festzustellen. Im Plangebiet wird es nur ver-
einzelt Neubauten, Umbauten, Anbauten und evtl. Abriss geben. Daher wurde auf die Arten-
schutzrechtliche Habitatsanalyse verzichtet und auf die Verbotstatbestände des BNatSch bei 
Veränderungen in der Bausubstanz wie auch von Vegetationsstrukturen im Bebauungsplan unter 
Hinweise 3. Artenschutz/Naturschutz verwiesen.  
Auf eine detaillierte Gesamt-Kartierung wird verzichtet. Dies ist darin begründet, dass es derzeit 
keine umfassende bauliche Veränderung im Plangebiet gibt. Gleichwohl wird die Auflage ge-
macht, artenschutzrechtliche Untersuchungen einzureichen. Dies hat den Vorteil, dass zeitnah 
zur baulichen Veränderung die Verbotstatbestände des Artenschutzes geprüft und ggfs entspre-
chende Maßnahmen ergriffen werden können. 
 

4.9 Städtebauliche Gestaltung / Örtliche Bauvorschriften 

4.9.1 Baukörper und Dachform 

Baukörper 

Die Festsetzungen der Baukörper in den Baugebietsteilen orientieren sich mit ihren Grundriss-
formen und Toleranzen am Bestand. Durch diese Festsetzungen sollen bei Gebäudeabrissen 
Gebäude entstehen, die sich optimal in die Baulücke einpassen. Dadurch wird die Ensemble-
Wirkung geschützt. Baukörperliche Gliederungen sind  einer ausnahmsweise zulässigen bei 
Überschreitung der Gebäudelänge notwendig, um Fremdkörper im Gebiet auszuschließen. 
 
Dachform, Neigung 

In allen A-Baugebietsteilen sind nur Satteldächer mit einer steilen Dachneigung zulässig. Soweit 
ein Gebäude aus einem A-Baugebietsteil in den B-Baugebietsteil hineinragt, ist diese Dachform 
und –neigung zu übernehmen. Dies ist aufgrund des einheitlichen Erscheinungsbildes eines Ge-
bäudes notwendig. Bei solitär stehenden Gebäuden in den B-Baugebietsteilen wird diese strenge 
Festsetzung aufgehoben. Mit der Zulässigkeit von geneigten Dächern und Flachdächern kann in 
den B-Abschnitten eine von den strengen Anforderungen der geschützten Ensembles freigestell-
te Architektur und Dachlandschaft entstehen. 

Gebäude mit Sattel- und versetztem Satteldach weisen mit einer maximalen Firsthöhe von 14m 
(GEB A1) bzw. 16,5m (GEB A2) eine deutlich höhere Gebäudehöhe auf als Gebäude mit Flach- 
und Pultdächern. Diese Festsetzung wird durch die wahrnehmbare Geschossigkeit des Gebäu-
des begründet. 
 



   
   

4.9.2 Dach 

Dachaufbauten  

Die Festsetzungen zu diesen Themenpunkten gelten nur für die A-Baugebietsteile. 
 
Zur Erhaltung der schützenswerten Altstadt-Dachlandschaft bedarf es einer strengen Regelung 
für alle die Dächer betreffenden Eingriffsmöglichkeiten. Es wesentlicher Aspekt hierbei sind die 
Abstände zu den originären Dachteilen wie Ortgang, Traufe und First, aber auch zu den Elemen-
ten untereinander. Mit Abstandsregelungen von 1,25 m von First und Ortgang kann das Gesamt- 
Erscheinungsbild eines Daches aufrechterhalten werden. Sowohl die Summe aller Dachelemente 
als auch der Abstand der einzelnen Elemente untereinander wie auch die Kombinationsmöglich-
keiten von Dachgaube und Dachfenster dienen einzig dem Zweck, eine originäre Dachform ab-
lesbar zu erhalten. Gebäudeteilverbindende Dachflächen zwischen Satteldächern können jedoch 
bis zu einem geringen Maß in der Breite als Flachdach ausgeführt werden. Dadurch bleiben die 
Hauptdächer sichtbar und werden nicht durch kleinteilige Dachbereiche mit Satteldach optisch 
zerstückelt. 
 
Die Formenvielfalt von Dachgauben wird auf die traditionelle und damit verträgliche  moderne 
Formensprache eingeschränkt. Giebel-, Schlepp- und Flachdachgauben sind in den A-
Baugebietsteilen zulässig. Auch hier zeichnet wieder der Gedanke an die historischen Gebäude 
in der Altstadt verantwortlich. Daraus resultiert ebenso die Festsetzung für die Anordnung von 
Gauben auf dem Dach. Dies wird beschrieben mit Abstandsregelungen zu Traufe und Ortgang. 
 
Ein Zwerchgiebel oder ein Zwerchhaus kann auf ein Dach  sehr dominant wirken. Daher wird die 
Anzahl dieses Elementes auf ein Bauteil pro Dachseite beschränkt. Gleichwohl sind Festsetzun-
gen zu Höhe, Traufe und Breite eines solchen Bauteils detailliert aufgeführt, so dass auch hier 
dem sensiblen Umgang mit der Formensprache Rechnung getragen wird. 
 
Dacheinschnitte  

Dieses Element wirkt in einer historischen Dachlandschaft fehlplatziert und ist daher nicht zuläs-
sig. 
 
Dachfreisitze 

Dachfreisitze sind im Dachgeschoss nur in Form und Gliederung eines zulässigen Dachaufbaus 
möglich. Dies begründet sich aus dem städtebaulichen Ziel der Einfügung in die umgebende 
Dachlandschaft.  
 
Dachfenster 

Das Element des Dachfensters kann sich sowohl in eine historische Dachlandschaft integrieren, 
es kann aber vor allem durch flächenhaftes Auftreten sehr störend wirken. Daher sind Dachflä-
chenfenster zwar zugelassen, aber in ihrer Größe sehr beschränkt. 
 
Solaranlagen 

Mit der Zulassung von Solaranlagen  wird dem ökologischen Gedanken Rechnung getragen. 
Auch in einer historischen Altstadt ist die Nutzung von Solarstrom ein wichtiger Baustein beim 
umweltbewussten Umgang mit Energie. Doch auch bei diesen Bauteilen gilt es, durch Festset-
zungen von Abständen zu Traufe und Ortgang ein harmonischen Bild zu erzeugen. 

Dachrand 

Mit den Festsetzungen zur Ausgestaltung des Dachrandes mit Dachüberständen an Fassade 
und Ortgang wird ein wichtiges Erscheinungsglied eines Daches aufgegriffen. Bei diesen Fest-
setzungen stand der Bestand der historischen Altstadt Pate.  
 



   
   

Dachmaterialien 

Farbe und Material der Dacheindeckung sind neben der Dachform die prägnantesten Teiles ei-
nes Daches. Auch hier wurden die Festsetzungen an die bestehenden Materialien und Farben 
der historischen Altstadt angepasst. 
 

4.9.3 Fassadengestaltung 

Die erhöhten gestalterischen Anforderungen gelten für die A-Baugebietsteile. 
 
Lochfassade  

Grundgedanke für die Festsetzungen zur Fassadengestaltung ist die Ablesbarkeit des Gesamt-
gebäudes mit den einzelnen Stockwerken, der seitlichen Gebäudebegrenzung und dem darüber 
liegenden Dach. Daher sind stockwerks- und gebäudeumgreifende Wandöffnungen nicht zuge-
lassen. Sollte eine Wandöffnung als gestalterische Gliederung der Gesamtfassade dienen, so 
kann eine geschossübergreifende Wandöffnung zugelassen werden. Bei Treppenhäusern  kann 
eine geschossübergreifende Wandöffnung ebenso zugelassen werden, wenn die Charakter der 
Lochfassade als solcher erhalten bleibt. 
Die Festsetzung massiven Gebäudeecken ist der bestehenden Gebäudeansicht geschuldet, 
gleichwohl wird sie im Erdgeschoss aufgrund der Einzelhandelsnutzung aufgehoben.  
 
Wandöffnungen und Gliederung von Wandöffnungen 

Die Festsetzung der Zulässigkeit von nur rechteckigen oder quadratischen Wandöffnungen un-
terstützt das traditionelle Erscheinungsbild von Fenstern und Türen der Altstadt von Bönnigheim. 
Die Anzahl, Größe und Kombinationsmöglichkeit von Wandöffnungen gestalten das „Gesicht“ ei-
nes Gebäudes. Daher gilt es, diese Formenvielfalt wohl zu dosieren. Mit den einzelnen Festset-
zung wird eine Mindestanforderung gesetzt, die den städtebaulichen Zielen Rechnung trägt, 
gleichwohl wird ein Spielraum gewährt, in dem sich eine moderne Architektursprache bewegen 
kann. 
 
Form und Typologie von Füllungselementen in Fassadenöffnungen 

Türen und Fenster gilt eine besondere Aufmerksamkeit bei den Festsetzungen, da hier die Viel-
falt in Form und Ausgestaltung sehr hoch ist. Ebenso ist die  Ausführung von Fensterläden ein 
wichtiges Gestaltungselement. Bei den Festsetzungen zu diesem Punkt fand wieder die Abwä-
gung zwischen historisch notweniger Formensprache zur Erhaltung des Ensembles und techni-
scher Anforderungen des 21. Jahrhunderts statt. 
  
Fassadenprofilierungen 

Bei historischen Gebäuden lässt sich die Nutzung oftmals an der Fassadengestaltung ablesen. 
So sind oftsmals die 1. Obergeschosse durch besondere Gesimse gekennzeichnet. Diese gilt es 
bei den Festsetzungen zu sichern. Daher die Festsetzung der Erhaltung und Wiederherstellung. 
  
Fassadenmaterial, Material von Fassadenfüllungen 

Mit den Festsetzungen von typischem Fassadenmaterial wie Außenputz und Fachwerk soll auch 
hier ein Beitrag zur historischen Altstadt geleistet werden. Daher ist auch nicht technisch begrün-
detes Fachwerk als Aufsatz unzulässig. 
Die Zulässigkeit von Materialien bei Fenstern und Türen ist sehr vielfältig. Ausschließlich die 
gänzlich untypischen Materialien wie eloxiertes Aluminium, getöntes Glas, Struktur- und Spiegel-
glas sind bei Türen unzulässig. 

  
 
Balkone, Erker, Loggien, Brüstungen  

Balkone und Erker sind in Baugebietsteilen A unzulässig. Dies begründet sich im Fehlen von die-
sen Bauteilen im historischen Kontext.  
 



   
   

Vordächer 

Vordächer stellen ein wichtiges Gestaltungselement der Fassade dar. Daher wird zur öffentlichen 
Verkehrsfläche hin die Zulässigkeit nur auf die funktional notwendigen  Bereiche mit Eingängen 
und Schaufenstern begrenzt. 
 
 
Sonnenschutzanlagen  

Sonnenschutzanlagen wie Außenlamellenraffstore und Markisen sind bei Wohnnutzung in der 
historischen Altstadt untypisch. Hier erfüllen Fensterläden diese Funktion. Bei Schaufenstern und 
Ladeneingangstüren kann die Sonnenschutzfunktion nicht mit den herkömmlichen Materialien er-
reicht werden, daher sind hier Markisen etc. zulässig. 

 
 

4.9.4 Garagen  

Die Zufahrt zu Tiefgaragen wirkt sich auf den angrenzenden Straßenraum aus. Daher darf eine 
Zufahrt maximal 3.50 m breit sein.  Die Festsetzungen zu Garagenöffnungen haben zum Ziel, 
dass zwar die Funktion von Garagen gewährt, gleichzeitig aber die Bedeutung der Fassade eines 
Gebäudes für den öffentlichen Straßenraum gewürdigt wird. 
 

4.9.5 Werbeanlagen  

Die Gestaltung und Platzierung von Werbeanlagen an einem Gebäude muss einem strengen 
Gestaltungsplan entsprechen, denn eine Formen- und Farbenvielfalt hierbei können die strengen 
Gestaltungsvorgaben für Fassaden gänzlich zum Scheitern bringen. 
Ergänzung im Laufe des Verfahrens. 
 

4.9.6 Warenautomaten und Schaukästen 

Vor allem der Einzelhandel bedient sich Warenautomaten im Straßenraum. Auch hier gilt es, die 
Gestaltungsanforderungen von Gebäude auf den Straßenraum zu übertragen. 
Ergänzung im Laufe des Verfahrens. 
 
 

4.9.7 Außenantennen und sonstige technische Anlagen  

Außenantennen sind nur in rückwärtigen Bereichen zulässig. In den nicht rückwärtigen Bereichen 
mit ihrem hohen Gestaltungsanspruch wirken Antennen und technische Anlagen störend. 
 
 

4.9.8 Einfriedigungen 

Mit den Festsetzungen wird auch hier der Formen- und Materialsprache der historischen Altstadt 
Tribut gezollt. 
 
 

4.9.9 Freileitungen 

Niederspannungsfreileitungen werden aus gestalterischen Gründen gemäß § 74 (1) 5 LBO im 
Gebiet nicht zugelassen. Zu den Niederspannungsfreileitungen gehören auch Fernmeldeleitun-
gen. 
Somit sind diese Niederspannungsleitungen unterirdisch zu führen. 

4.10 Denkmalschutz 

Im Plangebiet befinden sich zahlreiche Kulturdenkmale der Bau- und Kunstdenkmalpflege. Im 
Planteil sind diese gekennzeichnet. 
Im Juni 2012 wurde durch das Büro transform Bamberg eine Historische Ortsanalyse Bönnig-
heim erstellt. Auf den im Gutachten enthaltenen  Denkmalpflegerische Werteplan wird im Textteil 
des Bebauungsplanes verwiesen. 



   
   

 
 

5. FLÄCHENBILANZ 
 

Geltungsbereich  10,9  ha 100,0 % 

davon 
- Gebietsteile (ohne priv. Grünflächen)    7,9  ha   74,0 % 

- Verkehrsmischfläche (Straße/Gehweg)  2,5  ha 23,0 % 
- Grünfläche (privat und öffentlich)  0,5  ha 2,1 % 
 

    

6. MAßNAHMEN ZUR BODENORDNUNG 
 
Wird im Laufe des Verfahrens ergä nzt. Es sind keine Maßnahmen zur Bodenordnung erforder-
lich. 

7. PLANVERWIRKLICHUNG 
 
Im Plangebiet gibt es Neuordnungsbereiche, über die bisher keine planerische Aussage vorliegt. 
Im Laufe des Verfahrens werden diese Neuordnungsbereiche entsprechend der jeweiligen Städ-
tebaulichen Konzeption in den Bebauungsplan übernommen und in das Bebauungsplanverfahren 
mit einbezogen. 
 
 

 
Aufgestellt: 

Stuttgart, den 27.03.2019/01.04.2019/12.04.2019 

 

 

 

 

 



   
   

Es wird die Übereinstimmung des Bebauungsplanes mit den hierzu ergangenen Beschlüssen 
des Gemeinderats bestätigt. 

Bönnigheim, den   

 

Albrecht Dautel 

(Bürgermeister) 

 



…………. 

 

 

 
 

 

Stadt Bönnigheim 
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Abwägung 

zur Beteiligung gemäß § 4 Abs. 2 und § 4aBauGB 
zum erneuten Entwurf des Bebauungsplanes   

„Altstadt“ 
 
Die Beteiligung von Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange während der Beteiligung 

fanden wie folgt statt: 

 

 

1 erneute Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 
Abs.2 und § 4a BauGB 

Zeitraum mit Schreiben vom 11.2.2019  bis zum 11.03.2019 
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I. Folgende Behörden und Träger öffentlicher Belange wurden angeschrieben und um 
Stellungnahme gebeten: 

 

Lfd. 
Nr. 

Behörden und sonstige Träger öffentlicher 
Belange 

Stellungnahme mit 
Schreiben vom: 

Anregungen / 
Hinweise 

ja nein 

1 Landratsamt Ludwigsburg 
07.03.2019/ 
18.02.2008 

x  

2 Netze BW 13.02.2019 x  

3 Stadt Brackenheim 06.03.2019  x 

4 Gemeinde Freudental 05.03.2019  x 

5 Stadt Sachsenheim 13.02.2019  x 

6 Regierungspräsidium Stuttgart 08.03.2019 x  

7 RP Stuttgart Landesamt für Denkmalpflege 06.03.2019 x  

8 RP Freiburg Landesamt für Geologie 08.03.2019  x 

9 Polizeipräsidium Ludwigsburg 20.02.2019  x 

10 Gemeinde Löchgau 06.02.2019  x 

11 Regierungspräsidium Tübingen 07.02.2019  x 

12 Gemeinde Walheim 18.02.2019  x 

13 Handwerkskammer Stuttgart 07.02.2019  x 

14 Omnibusverkehr Spillmann 06.02.2019  x 

15 Unitymedia 06.03.2019  x 

16 VVS Stuttgart 21.02.2019  x 

17 Terranets bw 06.02.2019  x 

18 Pledoc 07.02.2019  x 

19 Amprion GmbH 12.02.2019  x 

20 Verband Region Stuttgart  19.02.2019  x 

21 IHK Region Stuttgart 07.03.2019  x 

22 Telefonica 25.02.2019  x 
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II. Seitens der Öffentlichkeit wurden folgende Stellungnahmen abgegeben 
 

Lfd. 
Nr. 

Private / Bürger Schreiben vom: 
Anregungen / 

Hinweise 
ja nein 

1 Bürger Ö1 09.03.2019 x  

2 Bürger Ö2 10.03.2019 x  

3 Bürger Ö3 01.03.2019 x  

4 Bürger Ö4 25.02.2019 x  

 

 
 
 
 
Im Rahmen der o.g. Beteiligungen sind von Privatpersonen und von Behörden Stellungnahmen 
eingegangen. Die Verwaltung hat die unterschiedlichen Belange gegeneinander und untereinander 
im Folgenden abgewogen. 
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I. Behörden und Träger öffentlicher Belange 
Nr. Behörde Anregungen / Stellungnahmen Abwägung 



Bebauungsplan „Altstadt“ Abwägung der Stellungnahmen zur erneuten förmlichen Beteiligung  

Nr. Behörde Anregungen / Stellungnahmen Abwägung 
klj  

4 EII Abwägung 201904024 EII Abwägung 20190402 Seite 6 / 45 

I.1 
Landratsamt 
Ludwigsburg 
  
Schreiben vom 
07.03.2019 
 
 

 

 
Zu I. Absatz 1: Zum Schutz des Bestandes und einer geordne-
ten Weiterentwicklung der Altstadt von Bönnigheim ist das Ge-
samtpaket an Festsetzungen notwendig.  
Beschlussvorschlag:  
Nicht Berücksichtigung  
 
Zu I. Absatz 2, Satz 1: 
Zur Klarstellung der Bauvorhaben übergreifend vom  nicht 
rückwärtigen Bereich in den rückwärtigen Bereich wird die 
Festsetzung der Bauweise spezifiziert. Der Textteil wird unter 
Punkt 4 Bauweise wie folgt ergänzt: 
„Reicht ein Gebäudekomplex aus dem nicht rückwärtigen Bereich in 
den rückwärtigen Bereich hinein, so gilt die Bauweise aus dem nicht 
rückwärtigen Bereich auch im rückwärtigen Bereich.“ 
Beschlussvorschlag:  
Berücksichtigung  
 
Zu I. Absatz 2, Satz 2: 
Zur Klarstellung des Begriffs Lochfassade wird der Textteil un-
ter Punkt 1.1.3.1.1 wie folgt ergänzt: 
Lochfassaden = (Wandkonstruktion, in der einzelne  Öffnungen 
vorhanden sind, die durch  Fenster- oder Türelemente geschlossen 
werden oder als Öffnung einer Loggia dienen) 
Beschlussvorschlag:  
Berücksichtigung  
 
Zu I. Absatz 2, Satz 3,4: 
Beschlussvorschlag:  
Kenntnisnahme  
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Punkt 1: Die Baulinie dient dem Erhalt der Raumkanten. Der Brand-
schutz ist einzuhalten. 
Beschlussvorschlag:  
Nicht Berücksichtigung  
 
Punkt 2: siehe Abwägung Zu I. Absatz 2, Satz 1. 
Die Festsetzung der Gebäudelänge bezieht sich auf das Gebäude. 
Siehe auch Festsetzung 1.1.1 a) Baukörper 
Beschlussvorschlag:  
Kenntnisnahme 
 
Punkt 3: bisherige Regelung wird beibehalten 
Beschlussvorschlag:  
Nicht Berücksichtigung 
 
Punkt 4: bisherige Regelung wird beibehalten 
Beschlussvorschlag:  
Nicht Berücksichtigung 
 
Punkt 5: bisherige Regelung wird beibehalten 
Beschlussvorschlag:  
Nicht Berücksichtigung 
 
Punkt 6: zur Klarstellung wird Punkt 1.1.3.1.2 ergänzt: Überschrei-
tungen für den 2. Rettungsweg sind zulässig. 
Beschlussvorschlag:  
Berücksichtigung  
 
Zu II.Naturschutz: 
Hinweis wird ergänzt. 
Beschlussvorschlag:  
Berücksichtigung  
 
Zu III. Wasserwirtschaft  
Punkt Dachmaterialien 1.1.2.8 wird entsprechend ergänzt. 
Beschlussvorschlag:  
Berücksichtigung  
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Zu III. Wasserwirtschaft  
Aufgrund der historischen Situation wird auf wasserdurchlässige  Be-
läge als Festsetzung verzichtet. 
Beschlussvorschlag:  
Nicht Berücksichtigung  
 
Zu Wasserschutzgebiete und Grundwasser : 
Der Hinweis wird ergänzt. 
Beschlussvorschlag:  
Berücksichtigung 
 
 
Zu Bodenschutz: 
Der Hinweis wird aufgenommen. 
Beschlussvorschlag:  
Berücksichtigung  



Bebauungsplan „Altstadt“ Abwägung der Stellungnahmen zur erneuten förmlichen Beteiligung  

Nr. Behörde Anregungen / Stellungnahmen Abwägung 
klj  

4 EII Abwägung 201904024 EII Abwägung 20190402 Seite 9 / 45 

I.1a 
Landratsamt 
Ludwigsburg 
  
Schreiben vom 
18.08.2008 
 

 

Beschlussvorschlag:  
Kenntnisnahme  
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Die Anregungen beziehen sich auf den Entwurf einer Gestal-
tungssatzung für die historische Innenstadt von Bönnigheim, 
nicht auf den vorliegenden Bebauungsplan. 
Beschlussvorschlag:  
Kenntnisnahme  
 



Bebauungsplan „Altstadt“ Abwägung der Stellungnahmen zur erneuten förmlichen Beteiligung  

Nr. Behörde Anregungen / Stellungnahmen Abwägung 
klj  

4 EII Abwägung 201904024 EII Abwägung 20190402 Seite 11 / 45 

 

 

Die Anregungen beziehen sich auf den Entwurf einer Gestal-
tungssatzung für die historische Innenstadt von Bönnigheim, 
nicht auf den vorliegenden Bebauungsplan. 
Beschlussvorschlag:  
Kenntnisnahme  
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I.2 
Netze BW 
 
Schreiben vom 
13.02.2019 
 
 

 

Die Festsetzung in Ziff. III.1.6 – Freileitungen zielt auf neue 
Leitungen generell hin.  Einzelfalllösungen sind jedoch nicht 
ausgeschlossen. 
 
Beschlussvorschlag:  
Kenntnisnahme 

  

Sehr geehrte Frau Mul, 
 
wir danken Ihnen für die Zusendung der Planunterlagen zu im Betreff genannter Maßnahme, wir 
nehmen wie folgt Stellung:  
 
Im Planungsbereich bestehen zahlreiche Stromkabel sowohl als Erdkabel als auch als Freileitung. Um 
die Versorgungssicherheit aufrecht erhalten zu können, kann es situationsabhängig notwendig sein, 
neue Niederspannungsfreileitungen bauen zu müssen. Sollte dies aufgrund von Abschnitt 1.6 nicht 
mehr möglich sein, schränkt uns dies in unserer Aufgabe als Verteilnetzbetreiber deutlich ein. 
Grundsätzlich sind wir bestrebt sämtliche Niederspannungsfreileitungen durch Erdkabel zu ersetzen, 
allerdings geht dies aufgrund der örtlichen Gegebenheiten im Altstadtbereich nur stückweise und 
bedingt häufig den Neubau von einzelnen Freileitungs-Spannfeldern, um die Versorgung aufrecht zu 
erhalten. 
 
Sollten mittel- bis langfristig konkrete Baumaßnahmen umgesetzt werden, prüfen wir gerne ob im 
betroffenen Bereich Maßnahmen am Stromnetz notwendig sind. Bitte informieren Sie uns 
entsprechend rechtzeitig, um bauliche Synergien nutzen zu können. 
 
Wir weisen darauf hin, dass beauftragte Bauunternehmen verpflichtet sind, unmittelbar vor 
Aufnahme von Tiefbauarbeiten aktuelle Planunterlagen für Strom, Straßenbeleuchtung und Gas bei 
der zuständigen Auskunftstelle der Netze BW GmbH, Stuttgarter Straße 80-84, 71083 Herrenberg, 
Tel.: 07032 13 233, Fax: 0721 9142 1369, Email: leitungsauskunft-mitte@netze-bw.de anzufordern 
bzw. sich solche zu beschaffen. 
 
Ansonsten bestehen von unserer Seite keine Bedenken oder Anregungen zum vorliegenden 
Bebauungsplan. Bitte binden Sie uns weiterhin ins Verfahren ein. Vielen Dank. 
 

Freundliche Grüße 

i. A. Melanie Bühner 
Projektierung – Netzentwicklung Mitte 

Netze BW GmbH 

Heinrich-Lanz-Str. 3  70825 Korntal-Münchingen 

 

Telefon  +49 7150 9137-56145    Mobil +49 151 40189226     Fax  +49 7150 9137-56140 

m.buehner@netze-bw.de    www.netze-bw.de  
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I.3 
Stadt Bracken-
heim  
 
Schreiben vom 
06.03.2019 
 
 

 

Keine Anregungen, Hinweise oder Bedenken. 
 
Beschlussvorschlag:  
Kenntnisnahme  
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I.4 
Gemeinde 
Freudental 
 
Schreiben vom 
05.03.2019 
 

 

Keine Anregungen, Hinweise oder Bedenken  
 
Beschlussvorschlag:  
Kenntnisnahme 
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I.5 
Gemeinde 
Sachsenheim 
 
Schreiben vom 
13.02.2019 
 

 

Keine Anregungen, Hinweise oder Bedenken. 
 
Beschlussvorschlag:  
Kenntnisnahme 
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I.6 
RP Stuttgart 
 
Schreiben vom 
08.03.2019 
 

 

Wurde beachtet. 
Planunterlagen gehen nach Inkrafttreten dem RP zu. 
 
Beschlussvorschlag:  
Kenntnisnahme/Berücksichtigung  

Sehr geehrte Damen und Herren, 
sehr geehrte Frau Mul, 
 
vielen Dank für die Beteiligung an o.g. Verfahren. Die Unterlagen wurden ins Intranet eingestellt bzw. 
durch Ref. 21 ausgelegt und damit den Fachabteilungen im Hause zugänglich gemacht. 
 
Es handelt sich nach dem von Ihnen vorgelegten Formblatt um einen entwickelten Bebauungsplan.  
Nach dem Erlass des Regierungspräsidiums vom 10.02.2017 erhalten Sie keine 
Gesamtstellungnahme des Regierungspräsidiums. 
Die von Ihnen benannten Fachabteilungen nehmen - bei Bedarf - jeweils direkt Stellung. 
 
Raumordnung 
Aus raumordnerischer Sicht wird darauf hingewiesen, dass insbesondere § 1 Abs. 3 bis Abs. 5 sowie 
§ 1 a Abs. 2 BauGB zu beachten sind. Diesen Regelungen sind in der Begründung angemessen 
Rechnung zu tragen. 
 
Zur Aufnahme in das Raumordnungskataster wird gemäß § 26 Abs. 3 LplG gebeten, dem 
Regierungspräsidium nach Inkrafttreten des Planes eine Mehrfertigung der Planunterlagen - soweit 
möglich auch in digitalisierter Form - zugehen zu lassen. 
 
 
Ansprechpartner in den weiteren Abteilungen des Regierungspräsidiums sind: 
 
Abt. 3 Landwirtschaft  
Frau Cornelia Kästle 
Tel.: 0711/904-13207 
Cornelia.Kästle@rps.bwl.de 
 
Abt. 4 Straßenwesen und Verkehr  
Herr Karsten Grothe 
Tel. 0711/904- 14224 
Karsten.Grothe@rps.bwl.de 
 
Abt. 5 Umwelt 
Frau Birgit Müller 
Tel.: 0711/904-15117 
Birgit.Mueller@rps.bwl.de 
 
Abt. 8 Denkmalpflege 
Frau Dr. Imke Ritzmann 
Tel.: 0711/904-45170 
Imke.Ritzmann@rps.bwl.de 
 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
Rosa Ammann  
 
Regierungspräsidium Stuttgart 
Ref. 21 – Raumordnung, Baurecht, Denkmalschutz 
Ruppmannstr. 21 
70565 Stuttgart 
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I.7 
RP Stuttgart-
Landesamt für 
Denkmalpflege 
 
Schreiben vom 
06.03.2019 

 

Die Übersichtskartierung wird als Anhang in den Bebauungs-
plan-Textteil aufgenommen. Hinweise zur historischen Ortsana-
lyse, in der die gesamten archäologischen Belange in digitaler 
Form vorliegen, sind unter Hinweise enthalten. 
 
Beschlussvorschlag:  
Berücksichtigung 

Sehr geehrte Frau Mul, 
  
vielen Dank für die Übernahme der Anmerkungen der Bau- und Kunstdenkmalpflege in die 
Planunterlagen. 
  
Ergänzend dazu nimmt die archäologische Denkmalpflege wie folgt Stellung: 
  
Nach Prüfung der Unterlagen zum vorliegenden erneuten Entwurf werden innerhalb des 
Geltungsraums Belange der Archäologie des Mittelalters und der Neuzeit umfänglich berührt, die gem. 
Denkmalschutzgesetz bei Baumaßnahmen hinreichend zu berücksichtigen sind (auf die Äußerung des 
Regierungspräsidiums Stuttgart/ S. Mürdter v. 24.09.2012 wird verwiesen).  
Bislang ist lediglich ein allgemein gehaltener Passus mit Hinweis auf den Anhang der Historischen 
Ortsanalyse Bönnigheim in den Textteil übernommen worden (V. Hinweise 1. Denkmalschutz). Für 
Planungen im mittelalterarchäologisch besonders sensiblen Altstadtkern sind wichtige Informationen 
auf Lage, Ausprägung und Wertigkeit relevanter Denkmalflächen der Archäologie diesen Angaben 
jedoch nicht zu entnehmen.     
Demgegenüber sind die weiteren Festsetzungen zum Denkmalschutz in der Erhaltungssatzung (E 
Denkmalschutz) dem Textteil (Punkt 4. Denkmalpflege), der Begründung (Punkt 4.10 Denkmalschutz) 
und der Gebietskarte bislang maßgeblich an den im Geltungsraum berührten Belangen der Bau- und 
Kunstdenkmalpflege orientiert. Da jedoch durch vorgesehene Sanierungs-, Umbau- Abbruch- und 
Neubaumaßnahmen an Bestandsbauten, sowie der Nachverdichtung im gesamten Planbereich 
archäologische Belange gegebenenfalls in erheblichem Umfang betroffen sind, wird angeregt: 
  
e vorgenannten Festsetzungen um Hinweise auf die grundsätzlich archäologisch relevanten Flächen 
der Altstadt Bönnigheim zu ergänzen. Geplante Maßnahmen auf archäologischen Verdachtsflächen 
(Prüffälle) und ausgewiesenen Bodendenkmalen gem. § 2 DSchG bedürfen der frühzeitigen 
Kontaktaufnahme mit den Denkmalschutzbehörden.  

ber die Planungsunterlagen eine sachdienliche Erstinformation zu gewährleisten. Um vergebliche 
Planungskosten zu vermeiden, sollte den Planunterlagen - unter dem Hinweis auf den Anhang der 
Historische Ortsanalyse für nähere Informationen - zumindest die Übersichtskartierung der 
Archäologie beigefügt werden. Dazu ist im Anhang nochmals der betroffene Denkmalbestand der 
Archäologie (u.a. shape-format zu Ihrer Verwendung) beigefügt.        



Bebauungsplan „Altstadt“ Abwägung der Stellungnahmen zur erneuten förmlichen Beteiligung  

Nr. Behörde Anregungen / Stellungnahmen Abwägung 
klj  

4 EII Abwägung 201904024 EII Abwägung 20190402 Seite 18 / 45 

 
 
  
 
 

 
  
Um Berücksichtigung und Ergänzung der Informationen zum Kulturgut wird 
daher nochmals ausdrücklich gebeten. Bitte informieren Sie uns über das 
Ergebnis der Abwägungen. 
  
Sollten Sie Fragen haben können Sie gerne auf mich zukommen. 
Mit freundlichen Grüßen 
Dr. Imke Ritzmann 
 
Landesamt für Denkmalpflege  
im Regierungspräsidium Stuttgart  
Referat 83.1 Inventarisation 
Berliner Straße 12 
D - 73728 Esslingen am Neckar 
Telefon: 0711 / 904-45.170 
E-Mail: imke.ritzmann@rps.bwl.de  
Internet: www.denkmalpflege-bw.de 
 

Plan wird als Anhangin den Bebauungsplan übernommen 
 
Beschlussvorschlag:  
Berücksichtigung  

mailto:imke.ritzmann@rps.bwl.de
http://www.denkmalpflege-bw.de/
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I.8 
RP Freiburg 
Landesamt für 
Geologie 
 
Schreiben vom 
08.03.2019 
 
  
 

 

Keine Anregungen, Hinweise oder Bedenken. 
 
Beschlussvorschlag:  
Kenntnisnahme 



Bebauungsplan „Altstadt“ Abwägung der Stellungnahmen zur erneuten förmlichen Beteiligung  

Nr. Behörde Anregungen / Stellungnahmen Abwägung 
klj  

4 EII Abwägung 201904024 EII Abwägung 20190402 Seite 20 / 45 

 
 
  
 
 

 

Im Hinweis Nr. 2 wird bereits auf die Empfehlung von objektbe-
zogenen Baugrunduntersuchungen verwiesen. 
 
Beschlussvorschlag:  
Kenntnisnahme 
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Keine Anregungen, Hinweise oder Bedenken. 
 
Beschlussvorschlag:  
Kenntnisnahme  
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I.9 
Polizeipräsidi-
um Ludwigs-
burg 
 
Schreiben vom 
20.02.2019 

 

Keine Anregungen, Hinweise oder Bedenken. 
 
Beschlussvorschlag:  
Kenntnisnahme  
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I.10 
Gemeinde 
Löchgau 
 
Schreiben vom 
06.02.2019 
 
 
 
 
 
 

 

Keine Anregungen, Hinweise oder Bedenken. 
 
Beschlussvorschlag:  
Kenntnisnahme  

Sehr geehrte Frau Mul, 
 
vielen Dank für die Beteiligung im oben genannten Verfahren.  
Die Gemeinde Löchgau erhebt keine Einwände oder Änderungsvorschläge. 
 
Ich wünsche Ihnen viel Erfolg bei Ihrem Vorhaben. 
 
Jens Millow 
Haupt- und Ordnungsamtsleiter 
______________________ 
  
Bürgermeisteramt Löchgau 
Hauptstr. 49 
74369 Löchgau 
  
Tel.: 0 71 43 / 27 09 - 15 
Fax: 0 71 43 / 27 09 - 99 
  
E-Mail: millow@loechgau.de  
  
www.loechgau.de  
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I.11 
RP Tübingen 
 
Schreiben vom 
07.02.2019 

 

Keine Anregungen, Hinweise oder Bedenken. 
 
Beschlussvorschlag:  
Kenntnisnahme 

Von: Schuster, Robert (RPT) [mailto:Robert.Schuster@rpt.bwl.de]  Im Auft rag von FPT 
Bauleitplanung (RPT) 
Gesendet : Donnerstag, 7. Februar 2019 11:30 
An: Mul, Anke 
Betreff: AW:  Bebauungsplan Altstadt, Entwurfsauslegung - Beteiligung gem. § 4 Abs. 2 BauGB 
 
Hallo Frau Mul, 
  
bei uns ist diese Beteiligung eingegangen. Da unsere Abteilung Forst auch für Ihren Bereich zuständig 
ist, sind solche Mails durchaus möglich. Allerdings ist das hier eindeutig Innenbereich und nun sehe 
ich auch dass das RPS nicht beteiligt worden ist. Deswegen wohl ein Versehen. 

Mit freundlichen Grüßen,  

Robert Schuster  
  
REGIERUNGSPRÄSIDIUM TÜBINGEN 
REFERAT 21 - Raumordnung, Baurecht, Denkmalschutz 
Konrad-Adenauer-Str. 20  
72072 Tübingen  
Tel.: 07071 / 757-3657 
Fax: 07071 / 757-9-3657  
eMail: robert.schuster@rpt.bwl.de  
Internet: www.rp-tuebingen.de 
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I.12 
Gemeinde Wal-
heim 
 
Schreiben vom 
18.02.2019 

 

Keine Anregungen, Hinweise oder Bedenken. 
 
Beschlussvorschlag:  
Kenntnisnahme 

Se hr g e e hrte  Fra u Mul, 
  
vie le n Da nk für d ie  Be te ilig ung . Ge rne  te ile n w ir Ihne n m it, d a ss w ir ke ine  Be d e nke n o d e r 

Anre g ung e n zu d e m  Ba uung sp la nve rfa hre n ha b e n. Wir w ünsc he n Ihne n vie l Erfo lg ! 
  
  
Für Rüc kfra g e n ste he n w ir g e rne  zur Ve rfüg ung .  
  
Mit fre und lic he n Grüße n 
  
Isa b ell Zimpel 
Am tsle ite rin Ha up t-, Ba u- und  Ord nung sa m t  
  
Ge m e ind e  Wa lhe im  
Ha up tstra ße  68 
74399 Wa lhe im  
  
Te l.  07143 8041-20 
Fa x. 07143 8041-33 
  
w w w .wa lhe im .d e  
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I.13 
Handwerks-
kammer Stutt-
gart  
 
Schreiben vom 
07.02.2019 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Keine Anregungen, Hinweise oder Bedenken. 
 
Beschlussvorschlag:  
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Gut en Tag Frau Mul,   
  
zu diesem Bebauungsplan mit  Erhalt ungssat zung haben w ir keine Bedenken oder 
Anregungen.   
  
Freundliche Grüße 
  
Claudia Kern  
Geschäf t sbereich Unt ernehmensserv ice 
  
Handwerkskammer Region St ut t gart   
Heilbronner St raße 43 
70191 St ut t gart   
  
Telefon:      0711 1657- 220 
Fax:           0711 1657- 873 
E- Mail:        Claudia.Kern@hw k- st ut t gart .de 
Int ernet :     www.hwk- st ut t gart  
  
Bauen der Zukunf t  -  so geht 's digit al!  
Über die Folgen der Digit alisierung für Bauunt ernehmen informieren w ir am 5.  Februar.  
Infos und Anmeldung zum kost enfreien Vort ragsabend:  www.hwk- st ut t gart .de/ bim2019 
  
Ent st aubt ,  geschlif fen und f risch poliert .  
Das neue Image des Handwerks:  www.handwerk.de 
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I.14 
Omnibusver-
kehr Spillmann 
 
Schreiben vom 
06.02.2019 

 

Keine Anregungen, Hinweise oder Bedenken. 
 
Beschlussvorschlag:  
Kenntnisnahme  
 
 

Sehr geehrte Frau Mul, 
  
vielen Dank für die Informationen zum o.g. Bebauungsplanverfahren. 
  
Seitens der Omnibusverkehr Spillmann GmbH bestehen keine Bedenken. 
  
Für Rückfragen stehe ich Ihnen gerne zur Verfügung. 
Freundliche Grüße 
Tobias Hähnle 
ÖPNV-Planung und Qualitätsmanagement 
Fon: +49 – (0)7142 – 97 88 – 415 
Fax: +49 – (0)7142 – 97 55 – 520 
e-mail: tobias.haehnle@spillmann.de 
  
Omnibusverkehr Spillmann GmbH 
Bahnhofsplatz 4 
74321 Bietigheim-Bissingen 
Geschäftsführer Diplom-Verkehrsbetriebswirt Bülent Menekse 
Registergericht: Amtsgericht Stuttgart HRB 300358. 
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I.15 
Unitymedia 
 
Schreiben vom 
06.03.2019 

 

Keine Anregungen, Hinweise oder Bedenken. 
 
Beschlussvorschlag:  
Kenntnisnahme 
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I.16 
VVS Stuttgart 
 
Schreiben vom 
21.02.2019 

 

 
 
Keine Anregungen, Hinweise oder Bedenken. 
 
Beschlussvorschlag:  
Kenntnisnahme  
 
 

 
Bebauungsplan „Altstadt“ in Bönnigheim 
  
  
Sehr geehrte Frau Mul, 
wir erheben im Grundsatz keine Einwände.  
Allerdings weisen wir darauf hin, dass die im Untersuchungsgebiet gelegenen Straßen: 
Karlstraße, Bismarckstraße, Post- und Burgstraße mit Bussen im Linienverkehr befahren 
wird. Bei Gestaltungsmaßnahmen in diesem Bereich sind daher die Belange des 
Linienbusverkehrs im Hinblick auf eine attraktive und zügige Betriebsabwicklung zu 
berücksichtigen. 
  
  
Mit freundlichen Grüßen  
Wilfried Radatz  
Abteilung Planung  
Verkehrs- und Tarifverbund Stuttgart GmbH (VVS)  
Rotebühlstraße 121, 70178 Stuttgart  
Telefon 0711 6606-2231, Fax 0711 6606-2200  

radatz@vvs.de I www.vvs.de 
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I.17 
terranets 
 
Schreiben vom 
06.02.2019 

 

Keine Anregungen, Hinweise oder Bedenken. 
 
Beschlussvorschlag:  
Kenntnisnahme  
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I.18 
Pledoc 
 
Schreiben vom 
07.02.2019 

 

Keine Anregungen, Hinweise oder Bedenken. 
 
Beschlussvorschlag:  
Kenntnisnahme  
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I.19 
Amprion GmbH 
 
Schreiben vom 
12.02.2019 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
im Geltungsbereich der o. a. Bauleitplanung verlaufen keine Höchst-
spannungsleitungen unseres Unternehmens. 
 
Planungen von Höchstspannungsleitungen für diesen Bereich liegen 
aus heutiger Sicht nicht vor. 
 
Wir gehen davon aus, dass Sie bezüglich weiterer Versorgungslei-
tungen die zuständigen Unternehmen beteiligt haben. 
 
Angelina Bennor 
Amprion GmbH  
Betrieb / Projektierung  
Leitungen Bestandssicherung 
Rheinlanddamm 24, 44139 Dortmund  
T intern 15740  
T extern +49 231 5849-15740 
mailto: angelina.bennor@amprion.net 
www.amprion.net  
Aufsichtsrat: Heinz-Werner Ufer (Vorsitzender) 
Geschäftsführung: Dr. Hans-Jürgen Brick, Dr. Klaus Kleinekorte  
Sitz der Gesellschaft: Dortmund - Eingetragen beim Amtsgericht 
Dortmund - Handelsregister-Nr. HR B 15940 - USt.-IdNr. DE 8137 61 
356 
 

Keine Anregungen, Hinweise oder Bedenken. 
 
Beschlussvorschlag:  
Kenntnisnahme  
 

mailto:angelina.bennor@amprion.net
http://www.amprion.net/
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I.20 
Verband Region 
Stuttgart  
 
Schreiben vom 
19.02.2019 

Stellungnahme des Verbands Region Stuttgart zum Bebauungsplan "Alt-

stadt" in Bönnigheim, gemäß § 4 Abs.  BauGB 
Ihre E-Mail vom 06.02.2019, Ihr Zeichen: Mul / 621.41 
  
  
Sehr geehrte Frau Mul, 
  
vielen Dank für die Beteiligung am oben genannten Bebauungsplanverfah-

ren, zu dem folgende Stellungnahme abgegeben wird: 
Der Planung stehen regionalplanerische Ziele nicht entgegen. 
  
  
Mit freundlichen Grüßen 
Rosaria Trovato 
  
Verband Region Stuttgart 
Referentin für Bauleitplanung 
Kronenstraße 25 
70174 Stuttgart 
Tel    0711 22759-43 
E-Mail  trovato@region-stuttgart.org 
Beteiligung unter planung@region-stuttgart.org 
Info  www.region-stuttgart.org 
  
 

Keine Anregungen, Hinweise oder Bedenken. 
 
Beschlussvorschlag:  
Kenntnisnahme  
 

mailto:trovato@region-stuttgart.org
mailto:planung@region-stuttgart.org
http://www.region-stuttgart.org/
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I.21 
IHK Region 
Stuttgart 
 
Schreiben vom 
07.03.2019 

Sehr geehrte Frau Mul,  
 
vielen Dank für Ihre Informationen zum oben genannten Bebauungsplan. Als 
Ergänzung zur Erhaltungssatzung sollen damit die Eigenart der im Plange-
biet enthaltenen innerörtlichen Quartiere der Altstadt erhalten und gleichzei-
tig Räume aufgezeigt werden, in denen eine verträgliche Neuordnung statt-
finden kann. Seitens der IHK-Bezirkskammer Ludwigsburg bestehen keine 
Anregungen oder Bedenken gegen die geplanten Festsetzungen.  
 
Freundliche Grüße  
 
Reiner Boucsein 
stv. Geschäftsführer 
 
IHK Region Stuttgart 
Bezirkskammer Ludwigsburg 
Kurfürstenstraße 4 
71636 Ludwigsburg 
Telefon +49 (7141)122-1010 
Telefax +49 (711)2005-601010 
reiner.boucsein@stuttgart.ihk.de 
www.stuttgart.ihk.de 
 

Keine Anregungen, Hinweise oder Bedenken. 
 
Beschlussvorschlag:  
Kenntnisnahme  
 

mailto:reiner.boucsein@stuttgart.ihk.de
file://diskstation/austausch/B%C3%BCro%20GEsamt/Projekte/Zoll/BP%20B%C3%B6nnigheim%20Altstadt/T%C3%96Bs/F%C3%96rmliche%20Beteiligung%20II%20(Wolken)/ABw%C3%A4gung/www.stuttgart.ihk.de
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I.22 
Telefonica 
 
Schreiben vom 
25.02.2019 

Sehr geehrte Frau Mul, 
 
aus Sicht der Telefónica Germany GmbH & Co. OHG sind nach den 
einschlägigen raumordnerischen Grundsätzen die folgenden Belange 
bei der weiteren Planung zu berücksichtigen, um erhebliche Störun-
gen bereits vorhandener Telekommunikationslinien zu vermeiden: 

-          durch das Plangebiet führen 2 Richtfunkverbindungen hin-
durch 

-          die Fresnelzone der Richtfunkverbindungen 509530195_ 
509530196 befinden sich in einem vertikalen Korridor zwi-
schen 310 m und 350 m über Grund 

 

Der vertikale Korridor zwischen 310 m und 350 m über Grund 
wird durch die Planung nicht berührt. 
 
Beschlussvorschlag:  
Kenntnisnahme  
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 Die farbigen Linien verstehen sich als Punkt-zu-Punkt-
Richtfunkverbindungen der Telefónica Germany GmbH & Co. OHG. 
Das Plangebiet ist im Bild mit einer dicken roten Linie eingezeichnet. 
Man kann sich diese Telekommunikationslinie als einen horizontal 
über der Landschaft verlaufenden Zylinder mit einem Durchmesser 
von rund 40-60m (einschließlich der Schutzbereiche) vorstellen (ab-
hängig von verschiedenen Parametern). Bitte beachten Sie zur Ver-
anschaulichung die beiliegenden Skizzen mit Einzeichnung des Tras-
senverlaufes. Alle geplanten Konstruktionen und notwendige Baukrä-
ne dürfen nicht in die Richtfunktrasse ragen. Wir bitten um Berück-
sichtigung und Übernahme der o.g. Richtfunktrasse in die Vorplanung 
und in die zukünftige Bauleitplanung bzw. den zukünftigen Flächen-
nutzungsplan. Innerhalb der Schutzbereiche (horizontal und vertikal) 
sind entsprechende Bauhöhenbeschränkungen festzusetzen, damit 
die raumbedeutsame Richtfunkstrecke nicht beeinträchtigt wird.  
Es muss daher ein horizontaler Schutzkorridor zur Mittellinie der 
Richtfunkstrahlen von mindestens +/- 30 m und einen vertikalen 
Schutzabstand zur Mittellinie von mindestens +/-20m eingehalten 
werden.                                                                                      
Wir bitten um Berücksichtigung und Übernahme der o.g. Richtfunkt-
rassen einschließlich der geschilderten Schutzbereiche in die Vorpla-
nung und in die zukünftige Bauleitplanung bzw. den zukünftigen Flä-
chennutzungsplan. Innerhalb der Schutzbereiche (horizontal und ver-
tikal) sind entsprechende Bauhöhenbeschränkungen s. o. festzuset-
zen, damit die raumbedeutsamen Richtfunkstrecken nicht beeinträch-
tigt werden.  
Sollten sich noch Änderungen in der Planung / Planungsflächen er-
geben, so würden wir Sie bitten uns die geänderten Unterlagen zur 
Verfügung zu stellen, damit eine erneute Überprüfung erfolgen kann. 
 
Bei Fragen, stehe ich Ihnen gerne zur Verfügung. 
 
Mit freundlichen Grüßen / Yours sincerely 
 
i.A. Michael Rösch 
Behördenengineering 
Request Management 

Der vertikale Korridor zwischen 310 m und 350 m über Grund 
wird durch die Planung nicht berührt. 
 
Beschlussvorschlag:  
Kenntnisnahme  
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Bei Telefónica Germany GmbH & Co. OHG zu erreichen unter: 
Südwestpark 38, Zimmer 2.1.15, 90449 Nürnberg 

Telefonisch erreichbar unter Mobil: +49 174 – 349 67 03:  
-          Montag von 13.30 Uhr bis 15.30 Uhr 
-          Mittwoch und Donnerstag von 10.00 Uhr bis 12.00 Uhr u. 

13.30 Uhr bis 15.30 Uhr 
mail: o2-MW-BImSchG@telefonica.com 
 

mailto:o2-MW-BImSchG@telefonica.com
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II. Private 

Nr. Privat Anregungen / Stellungnahmen Abwägung 

II.1 Ö1 
 
Schreiben vom 
09.03.2019 
 

 

 
 
 
 
 
 

Der angesprochenen Nutzung steht das Planungsrecht nicht 
entgegen. Kaufverhandlung sind mit der Stadt außerhalb des 
Bebauungsplanverfahrens durchzuführen. 

Beschlussvorschlag: 

Kenntnisnahme  
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II.2 Ö2 
 
Schreiben vom 
10.03.2019 

 

 

 
 Zu Absatz 1,2,3: 
Anregungen sind im Zuge einer konkreten zukünftigen Bebau-
ung zu berücksichtigen und abzuwägen. Dies kann nicht im 
Rahmen der Bauleitplanung erfolgen. 
Beschlussvorschlag:  
Kenntnisnahme  
 
 
Zu Absatz 4 S.1 : 
Das städtebauliche Ziel zur Erhaltung des historischen Stadtbil-
des ist wesentliche Grundlage für die Aufstellung des Bebau-
ungsplanes Altstadt. Insofern entsprechen die vorgetragenen 
Anregungen nicht den städtebaulichen Zielen und können nicht 
berücksichtigt werden. 
Beschlussvorschlag:  
Nicht Berücksichtigung  
 
Zu Absatz 4 S.2 : 
Der Bebauungsplan sieht im GEB A2 eine dreigeschossige Be-
bauung vor mit Max. First- und Traufhöhe. Diese entsprechen 
der Festsetzung entlang der Michaelsbergstraße, insbesondere 
Nr. 2 -12. 
Beschlussvorschlag:  
Nicht Berücksichtigung  
 
Zu Absatz 4 S.3: 
Aus städtebaulichen Zielen ist hier eine Quartiersbebauung in 
der historischen Altstadt eine Parkplatznutzung vorzuziehen. 
Der BP sieht auf dem Burgplatz neue Parkplätze vor. 
Beschlussvorschlag:  
Nicht Berücksichtigung  
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II.3 Ö3 
 
Schreiben vom 
01.03.2019 

 

 

 
 
 Zu Punkt 1: 
Zur Klarstellung der Festsetzungen wurde in den Textteil Punkt 
I.4 Bauweise folgender Passus aufgenommen: „Reicht ein Ge-
bäudekomplex aus dem nicht rückwärtigen Bereich in den rückwärti-
gen Bereich hinein, so gilt die Bauweise aus dem nicht rückwärtigen 
Bereich auch im rückwärtigen Bereich.“ 

 Beschlussvorschlag:  
Berücksichtigung  
 
Zu Punkt 2: Der Bereich um den „Marktplatz“ ist als zentraler 
Platzbereich gestalterisch hochsensibel anzusehen und daher 
ist auch bei eingeschränkter Einsehbarkeit eine Festsetzung 
nach GEB A1 notwendig. 
Beschlussvorschlag:  
Nicht Berücksichtigung  
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II.4 Ö4 
 
Schreiben vom 
01.03.2019 

 

 

Die Fläche 76/6 ist nicht im Eigentum der Stadt. Die Fläche wird 
als öffentliche Verkehrsfläche genutzt, die vor kurzem mit Ein-
verständnis des Eigentümers  im Rahmen der Neu-Gestaltung 
des Straßenraums neu gepflastert wurde. Es besteht ein öffent-
liches Interesse, die Fläche auch weiterhin als öffentliche Ver-
kehrsfläche zu nutzen, was der Eigentümer im Schriftverkehr 
mit der Stadt auch zugesagt hat. 
Beschlussvorschlag:  
Kenntnisnahme  
 
 
Zu Punkt 2: Der kleine Abschnitt bei Grundstück 76/6 wird als 
Baugrenze ausgeführt. 
Beschlussvorschlag:  
Berücksichtigung 
 
Zu Punkt 3:  
Zur Klarstellung der Festsetzungen wurde in den Textteil Punkt 
I.4 Bauweise folgender Passus aufgenommen: „Reicht ein Ge-
bäudekomplex aus dem nicht rückwärtigen Bereich in den rückwärti-
gen Bereich hinein, so gilt die Bauweise aus dem nicht rückwärtigen 
Bereich auch im rückwärtigen Bereich.“  
Das bedeutet, dass im Falle eines Neubaus, dieser in den nicht 
rückwärtigen Bereich hineinreichen muss um die abweichende 
Bauweise zu generieren oder im Anschluss/baulicher Verbin-
dung mit Gebäude 29a. 

 Beschlussvorschlag:  
Nicht Berücksichtigung. 
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Zu Punkt 4: Im GEB A2 sind keine Balkone, jedoch im rückwär-
tigen Bereich B2 sind Balkone zulässig. 
 
Beschlussvorschlag:  
Kenntnisnahme  
 
Zu Punkt 5: Es handelt sich um einen Prüffall. Die Denkmalei-
genschaft kann erst nach eingehender Prüfung endgültig fest-
gestellt oder ausgeschlossen werden. 
Beschlussvorschlag:  
Kenntnisnahme  
 



STADT BÖNNIGHEIM                                                                         KREIS LUDWIGSBURG   

Satzung über den  
Bebauungsplan  „Altstadt“,  

die örtlichen Bauvorschriften 
und die Erhaltungssatzung  

im Geltungsbereich des Bebauungsplans  
 

Nach § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) i. d. Fassung vom 23.09.2004 und § 74 Abs. 1 
und 7 der Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) vom 05.03.2010 mit den 
jeweiligen Änderungen in Verbindung mit § 4 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg 
(GemO) in der zur Zeit gültigen Fassung hat der Gemeinderat der Stadt Bönnigheim am 12. 
April 2019 den Bebauungsplan, die örtlichen Bauvorschriften sowie die Erhaltungssatzung 
für dessen Geltungsbereich als Satzung beschlossen.  

 

§ 1 Räumlicher Geltungsbereich 
 
Der räumliche Geltungsbereich ergibt sich aus dem zeichnerischen Teil zum Bebauungsplan 
vom 12.04.2019. 
 

§ 2 Bestandteile des Planwerkes 
 
1. Bestandteile der Satzung über den Bebauungsplan mit 
 
A  Zeichnerischer Teil M 1:500 in der Fassung vom 12.04.2019 
B  Bauplanungsrechtliche Festsetzung in der Fassung vom 12.04.2019 
 
2. Bestandteile der Satzung über die örtlichen Bauvorschriften sind 
 
C  Örtliche Bauvorschriften nach LBO in der Fassung vom 12.04.2019 
D Erhaltungssatzung vom 12.04.2019 
 
3. Folgende Anlagen werden beigefügt, ohne Satzungsbestandteil zu sein: 
 
D  Hinweise zum Bebauungsplan vom 12.04.2019 
E  Begründung zum Bebauungsplan vom 12.04.2019 
 

§ 3 Ordnungswidrigkeiten 
 
Ordnungswidrig im Sinne des § 75 LBO handelt, wer den aufgrund von § 74 LBO erlassenen 
örtlichen Bauvorschriften zuwiderhandelt.  
 

§ 4 Inkrafttreten 
 
Der Bebauungsplan sowie die örtlichen Bauvorschriften treten mit der ortsüblichen 
Bekanntmachung nach § 10 Abs. 3 BauGB in Kraft.  
 
 
Bönnigheim, den 12.04.2019 
 
 
 
Albrecht Dautel 
Bürgermeister  



Beschlussvorlage 
 
 
 

 
 

2019/066 
Federführung: 
 
FB 4 - Bauen und Planen 

Sachbearbeitung:  
Knoll, Peter 
 
Fachgebiet Hochbau 
 
 
Reg.Nr. 365.443 
 
Datum  01.04.2019 

 

Betreff: 
 

Sanierung von Mauerwerksschäden und 
Nachgründungsarbeiten 
am Köllesturm, Maßnahmenkatalog 
 
 
Gremium Sitzungstag Öffentlichkeitsstatus Zuständigkeit 
Gemeinderat 12.04.2019 öffentlich Entscheidung 
 
 
Sachverhalt:        ab Seite 2       Anlage(n)  mündlicher Vortrag 
  externer Sachverständiger 
 
Bisherige Beratungsfolge: 
 
Gremium Datum Öffentlichkeitsstatus TOP Vorlage Nr. 
Technischer Ausschuss 18.01.2016 nicht öffentlich 5.2 keine 
Technischer Ausschuss 03.04.2017 nicht öffentlich 8.2 keine 
Technischer Ausschuss 11.12.2017 nicht öffentlich 7 keine 
     
     
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Die Verwaltung wird beauftragt, eine Förderung für die Gesamtmaßnahme mit den möglichen 
Förderungsstellen abzustimmen.  
 
 
 
Vorlage bewirkt Ausgaben? 
 

 ja      nein 

Deckungsmittel sind vorhanden? 
 

 ja      nein 
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Sachverhalt: 
 
Für die Neuordnung und Neubebauung  im Bereich westlich des Köllesturmes wurden im 
Jahr 2005 die Gebäude Karlstraße 27 und 29 abgebrochen. Für die Unterkellerung eines 
möglichen Neubaus und Sicherung des Köllesturmes wurde im Jahr 2006 eine 
rückverhängte Bohrpfahlwand auf der Westseite des Köllesturmes hergestellt. Unmittelbar 
vor Herstellung der Bohrpfahlwand wurden die Gebäude Hauptstraße 63 und 67 
abgebrochen. In diesem Zug wurde auch noch ein Teilstück der ehemaligen Stadtmauer, 
welche im Gebäude Hauptstraße 63 noch vorhanden war, zurückgebaut. Am Juni 2006, vor 
Beginn der Abbrucharbeiten und Herstellung der rückverhängten Bohrpfahlwand, wurde die 
Turmspitze sowie die Fußpunkte am Turm lagemäßig vermessen (Nullmessung). 2006 hatte 
der Turm eine Schrägstellung von 42 cm. Während den Abbrucharbeiten und 
Nachgründungsarbeiten wurde der Turm regelmäßig vermessen. Nach Abschluss dieser 
Arbeiten im August 2006 hat sich die Turmspitze um 12,1 cm nach Westen verschoben. Bei 
der 29. Folgemessung im Dezember 2010 hat die Turmspitze sich um 18,4 cm zur 
Nullmessung verschoben. Die 38. Folgemessung im Juli 2018 ergab eine Verschiebung der 
Turmspitze von 22,5 cm. Insgesamt hat der Turm eine Schrägstellung von rund 64,5 cm.  
 
Im Jahr 2011 wurde das Fachwerk im oberen Teil des Turmes saniert.  
 
Da die Neigung nach Westen noch nicht zur Ruhe gekommen ist, wurde das Büro Grau aus 
Bietigheim-Bissingen beauftragt, die bisherigen Untersuchungsabschnitte und 
Dokumentationen zusammenzufassen und das Mauerwerk im unteren Teil des Turmes zu 
begutachten.  
 
Vom Büro Grau werden die Schäden wie folgt dargestellt: 
 
 

1. Vorbemerkung 
Der Turm als Teil der ehem. Stadtbefestigung diente als Zugang von Norden her.  
Über einer Grundrissfläche von ca. 700 x 710 cm steht der Schaft aus unverputztem 
Quadermauerwerk bis auf eine Höhe von ca. 19,50 m, durchbrochen von der Nord-
Süd verlaufenden Durchfahrt, Torbreite 3,30 – 3,60 m, Höhe bis Bogenspitze ca.   
4,70 m. Über dem Turmschaft steht ein Fachwerkgeschoss gekrönt von einer 
„Welschen Haube“. Auf der Südseite ist die Fläche unterhalb des vorgenannten 
Fachwerkgeschosses ebenfalls durch Fachwerkflächen gegliedert, die etwa 2/3 der 
Ansicht einnehmen. 
 
 

2. Schäden am Außenmauerwerk und den Durchfahrtsflächen 
In weiten Bereichen ist der Sandstein zurückgewittert, wobei oft das zu harte 
Fugenmaterial jetzt übersteht. Hier kann sich Niederschlag festsetzen und bei 
Frosteinfluss die Steinoberfläche weiter angreifen. Besonders stark hiervon betroffen 
sind die Innenwände der Durchfahrt – hier wirken sich die Belastungen des Kfz-
Verkehrs schädigend aus- und bereichsweise die Westseite des Turmes, der 
Witterungseinwirkung am stärksten ausgesetzt. 
Durch das Neigungsverhalten des Turmes nach Westen entstehen im unteren Bereich 
des westlichen Außenmauerwerks örtlich Spannungsspitzen, die sich in einigen 
spaltzugsrissen der Steinquader abbauen. 
Bei der Innenseite der Durchfahrt ist die nordöstliche Eckquaderung sehr stark 
angegriffen, hier müssen Vierungen eingebaut werden, um die Kanten wieder zu 
formen. In der Sockelzone des unteren Mauerabschnitts sind die Sandstein-
oberflächen über weite Bereiche flächig zurückgewittert und sanden auch aktuell stark 
ab. Dabei ist anhand zahlreicher Reparaturstellen offensichtlich, dass diese 
Problematik nicht neu ist. Insbesondere sind partielle Mörtelergänzungen, putzartige 
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Mörtelüberzüge und Steinerneuerungen mehrerer Instandsetzungsphasen sichtbar, 
die bereits erneute Schädigungen aufweisen. Die Steinoberflächen sind teilweise 
mehrere Zentimeter tief hinter den deutlich härteren Fugenmörteln zurückgewittert. Die 
Schäden verdichten sich an den Innenwänden der Durchfahrt, in Teilen der Westseite 
und an der Südostecke. 
 
Die Schadensursachen liegen vermutlich in einer hohen Schadsalzbelastung durch 
Streusalzeintrag und durch die Luftverschmutzung des durchfahrenden Verkehrs, 
deren schädigende Wirkung durch die hohe Feuchtigkeitsbelastung durch 
auftreffendes Spritzwasser verstärkt wird. 
Durch das Neigungsverhalten des Turmes nach Westen entstehen im unteren  
Bereich des westlichen Außenmauerwerks örtlich Spannungsspitzen, die sich 
zahlreichen Spaltzugrissen der Steinquader abbauen. Dabei sind in der Regel 
Rissbildungen entstanden, die über mehrere Mauerwerkschichten durchgehend 
verlaufen und zudem häufig auch parallele Begleitrisse ausgebildet haben. An 
zahlreichen Rissbildungen sind teilweise großformatige Bruchstücke aus dem 
Mauerverband herausgelöst, bereits herabgefallen oder drohen bei weiteren 
Gefügeverschiebungen herabzustürzen.  
 
An der nördlichen Toreinfahrt sind neben vergleichbaren Rissbildungen im Bereich der 
seitlichen Falltorführungen auch an den Bogensteinen großformatige Ausbrüche 
festzustellen, die jedoch auf Bestoßungen zurückzuführen sind, die durch 
durchfahrende Fahrzeuge verursacht wurden. 
Im Hinblick auf die beschriebenen Schadensphänomene ist nach dem derzeitigen 
Erkenntnisstand festzustellen, dass die Schadenintensität mit zunehmender Höhe 
abnimmt. Geringe Absandungen und Mürbzonen sind lediglich an minderwertigem 
Sandsteinmaterial festzustellen, Rissbildungen beschränken sich weitestgehend auf 
Lagerrisse an den materialspezifischen Schichtungshorizonten. 
Im oberen Bereich des Mauerwerks sind jedoch aus einige Riss- und 
Schalenbildungen im Bereich der Bossenvorlagen festzustellen, die zum Teil anhand 
aufstehender Schalenränder zu erkennen sind und eine zwar oberflächige Schädigung 
vermuten lassen, deren Gefährdungspotential jeder derzeit schwer einzuschätzen ist. 
 
 
 

3. Schäden im Innenbereich 
Im Gewölberaum über der Durchfahrt hat sich seit geraumer Zeit ein Ost-West 
verlaufender Querriss in der Gewölbetonne eingestellt, der mit großer 
Wahrscheinlichkeit aus dem Neigungsverhalten des Turmes entstand. Im selben 
Raum zeigt sich auch ein Trennriss beim Ansatz  der Tonne im Süd-Ost-Inneneck. 
Die Risse gehen nicht bis zum Außenmauerwerk durch. 
Am Gebälk der einzelnen Decken sind keine wesentlichen Schäden festzustellen.  
 
 
 

Der Maßnahmenkatalog und Kostenberechnung für die Sanierung des Mauerwerks sind in 
der Anlage dargestellt. Die Kosten belaufen sich auf 198.917,43 € brutto inklusive 
Nebenkosten. 
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Für eine mögliche Nachgründung des Turmes wurde das Büro IGG Ingenieurgemeinschaft 
Grundbau aus Augsburg im März 2018 beauftragt. Aus Sicht der IGG wurden folgende  
Varianten für die Nachgründungs/Sicherheitsarbeiten überlegt: 
 
Variante 1 – Tiefgründung im Düsenstrahlverfahren (vgl. Anlage Plan V1a) 
Hierbei handelt es sich um eine flächige Tiefergründung der Bestandsfundamente bis ca. 8 m 
unter Gelände. Falls erforderlich, besteht optional die Möglichkeit der lamellenförmigen 
Lastabtragung bis in die Gipskeuperschichten. Vorab wäre die Ertüchtigung des 
Pfeilermauerwerks zur Aufnahme von Lastumlagerungen während der Bauphase 
erforderlich. 
 
Gegebenenfalls ist ein Hilfskorsett bzw. die Abstützung des Turms auf Süd- und Westseite 
während der Düsenstrahlarbeiten vorzusehen. Nachsetzungen des Turms in Folge von 
Lastumlagerungen sind nicht ausgeschlossen. 
 
Da die genaue Lage der bestehenden Daueranker nicht bekannt ist, kann nicht 
ausgeschlossen werden, dass im Zuge der Bohrarbeiten bestehende Anker beschädigt 
werden. 
 
Variante 2 – Tiefgründung mittels Mikropfählen (vgl. Anlage Plan V2a) 
Es ist noch zu klären, ob die gesamten Turmlasten einschließlich Horizontalkräfte 
rechnerisch über die Mikropfahlgründung abzutragen wären. Für diesen Fall würden wir die 
Konstruktion einschließlich Lasteinleitung in die Pfähle und Anschluss an den Bestand in 
Verbindung mit den enormen Pfahllängen und der gesamten geometrischen Situation als 
nicht machbar ansehen. 
 
Ein Mischsystem aus flächigem Lastabtrag über die Bestandsfundamente und einer 
„Verstärkung“ durch Mikropfähle, welche an einem umlaufenden mittels Konsolen in die 
Bestandspfeiler eingreifenden Ringbalken angeschlossen werden, ist zu klären. In jedem Fall 
müsste seitliches Abgraben an die Bestandsfundamenten in kleinen Abschnitten erfolgen. 
 
Das Risiko der Beschädigung von den bestehenden Dauerankern ist auch bei der 
Mikropfahlvariante gegeben. 
 
Ebenso wird auch die der Mikropfahllösung vorab eine Ertüchtigung des 
Bestandsmauerwerks erforderlich. 
 
Weitere Setzungen in Folge der elastischen Stauchung der Mikropfähle können nicht 
ausgeschlossen werden. 
 
Variante 3 – Bodenverbesserung als Verdichtungsinjektion 
Das Einpressen von Zementmörtel in den Boden, um eine Verdichtung und damit eine 
Verbesserung der Tragfähigkeit zu erreichen, ist in den vorhandenen Bodenschichten nicht 
möglich, da die anstehenden Tone nicht verdichtungsfähig sind und somit die Gefahr von 
Hebungen besteht. 
 
Dies wird nach Rücksprache mit ausführenden Spezialfirmen bestätigt. 
 
Variante 4 – Ergänzung von Bohrpfahlwänden auf Nord- und Südseite 
Die Ergänzung der bestehenden Bohrpfahlwand zu einer u-förmigen Teilumschließung des 
Turmfundaments wäre grundsätzlich nicht ausgeschlossen, jedoch mit der Beschädigung 
von mindestens drei Dauerankern verbunden. 
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Da die eigentliche Turmgründung damit nicht verbessert wird und auch entlang der Ostseite 
keine Verbesserung möglich ist, wird diese Variante nicht weiter verfolgt. 
 
Variante 5 – Kopplung des Turms mit einem Neubau auf der Westseite 
Der Gedanke, westlich des Köllesturms einen Neubau zu errichten und die Lastabtragung 
des Turms mit diesem zu koppeln, wurde wieder verworfen, da die abzutragenden Lasten zu 
groß sind, um diese an einen Neubau anzuhängen. 
 
Aus Sicht der IGG kommen für die Nachgründung der Turmfundamente die Varianten 1 und 
2 in Frage. Für beide Varianten muss bei der weiteren Planung statische und geologische 
Verhältnisse noch vertiefend geprüft werden. Die Kosten für diese Verfahren werden auf rund 
800.000,00 € geschätzt.  
 
 
Zur Finanzierung der Gesamtkosten von rund 1.000.000,00 € muss im nächsten Schritt die 
Förderung aus verschiedenen Fördertöpfe geprüft werden. Mögliche Förderstellen sind Mittel 
aus der Denkmalpflege (Landesmittel), Stiftungsmittel z.B.: Deutsche Stiftung Denkmalschutz 
und Denkmalschutzsonderprogramm des Bundes. 
 
 
Anlagen: Anlage 1 Maßnahmenkatalog und Kostenberechnung 

Mauerwerkssanierung 
Anlage 2 Schnitt rückverhängte Bohrpfahlwand 
Anlage 3 Neigung Köllesturm und Lageplan von 2006 
Anlage 4 Nachgründungsvarianten 

 







































Beschlussvorlage 
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Knoll, Peter 
 
Fachgebiet Hochbau 
 
 
Reg.Nr. 365.444 
 
Datum  01.04.2019 

 

Betreff: 
 

Mauerwerksanierung Stadtmauer im Bereich 
Schlossstraße 53/Ringstraße 34 und Burgturm  
Burgplatz 2 
 
 
Gremium Sitzungstag Öffentlichkeitsstatus Zuständigkeit 
Gemeinderat 12.04.2019 öffentlich Entscheidung 
 
 
Sachverhalt:        ab Seite 2       Anlage(n)  mündlicher Vortrag 
  externer Sachverständiger 
 
Bisherige Beratungsfolge: 
 
Gremium Datum Öffentlichkeitsstatus TOP Vorlage Nr. 
     
     
     
     

     
 
 
Beschlussvorschlag: 
 

- Den vorgestellten Sanierungsmaßnahmen wird zugestimmt.  
- Die Verwaltung wird beauftragt, Fördermittel für die Maßnahme zu beantragen. 
- Die Arbeiten sind öffentlich auszuschreiben. 
- Die restlichen Haushaltsmittel sowie Zuschüsse werden im Haushaltsplan 2020 

finanziert. 
 
 
 
Vorlage bewirkt Ausgaben? 
 

 ja      nein 

Deckungsmittel sind vorhanden? 
 

 ja      nein 
 



-2- 
  



-3- 
Sachverhalt: 
 
Das Büro ingenieurbürograu aus Bietigheim-Bissingen wurde mit der Erstellung eines 
Sanierungskonzeptes für die Stadtmauerabschnitte im Bereich Ringstraße 34/Schloss- 
straße 53 sowie am Burgturm Burgplatz 2 beauftragt. Die Bestandsuntersuchung samt 
Sanierungs- und Sicherungsmaßnahmen sind in der Anlage dargestellt und werden vom 
Büro ingenieurbürograu in der Sitzung erläutert. Die Kostenberechnung für alle drei 
Abschnitte betragen brutto inklusive Nebenkosten 195.575,91 €. Für die Gesamtmaßnahme 
können im Rahmen der Denkmalförderung Gelder beim Regierungspräsidium Stuttgart 
beantragt werden. Die Förderung wird anhand der denkmalbedingten Mehraufwendungen 
berechnet und könnte sich nach ersten Berechnungen auf ca. brutto 55.000,00 € belaufen 
(ca. 25 bis 30 % der Baukosten einschließlich Nebenkosten). 
Der Antrag muss bis zum 01.10.2019 beim Regierungspräsidium Stuttgart eingereicht 
werden. 
Beim Baubeginn vor dem Erhalt des Zuwendungsbescheides muss beim 
Regierungspräsidium Stuttgart der vorzeitige Baubeginn beantragt und bewilligt werden.  
Für die Maßnahme wurde die denkmalschutzrechtliche Genehmigung bei der Unteren 
Denkmalschutzbehörde (Landratsamt Ludwigsburg) beantragt. 
 
Unter Berücksichtigung der Beantragung von Zuschüssen erfolgt die Ausschreibung der 
Maßnahme im Juli/August 2019, die Auftragsvergabe im September 2019 und die bauliche 
Umsetzung von Oktober 2019 bis etwa April 2020. 
 
Im Haushaltsplan 2019 sind für diese drei Abschnitte  110.000,00 € eingestellt. Unter 
Berücksichtigung einer möglichen Förderung von rund 55.000,00 € sind im Haushaltsplan 
2020 Ausgaben von rund 30.000,00 – 40.000,00 € noch zu finanzieren.  
 
 

Anlagen: Bestandsuntersuchung 
Fotodokumentation 
Zusammenstellung 

 









































Beschlussvorlage 
 
 
 

 
 

2019/070 
Federführung: 
 
Liegenschaften 

Sachbearbeitung:  
Mühlbauer, Doris 
 
Fachgebiet Liegenschaften 
 
 
Reg.Nr. 782.129 
 
Datum  02.04.2019 

 

Betreff: 
 

Flurbereinigung Bönnigheim-Hohenstein (Schloßberg) - 
Abstimmung Entwurf Wege- und Gewässerplan 
 
 
Gremium Sitzungstag Öffentlichkeitsstatus Zuständigkeit 
Gemeinderat 12.04.2019 öffentlich Entscheidung 
 
 
Sachverhalt:        ab Seite 2       Anlage(n)  mündlicher Vortrag 

  externer Sachverständiger 
 

Bisherige Beratungsfolge: 
 

Gremium Datum Öffentlichkeitsstatus TOP Vorlage Nr. 
Gemeinderat 07.04.2017 öffentlich Top 3 2017/068 
Gemeinderat 29.06.2018 nicht öffentlich Top 3  
Technischer Ausschuss 14.03.2019 nicht öffentlich Top 2 2019/049 
 
Beschlussvorschlag: 
 

1. Die Stadt Bönnigheim stimmt dem vorliegenden Entwurf des Plans nach § 41 FlurbG 
einschließlich des Kosten- und Finanzierungsplans zu. Die durch die Erhöhung des 
Kostenanteils der Stadt von 70.000 € auf 84.500 € notwendigen Mehrkosten sind im 
Haushaltsplan 2020 zu finanzieren. 

2. Die Stadt Bönnigheim erteilt ihr Einvernehmen über Linienführung und 
Ausbaustandard der im Entwurf des Plans nach § 41 FlurbG ausgewiesenen 
öffentlichen Feld- und Waldwege. 

3. Die Stadt Bönnigheim verpflichtet sich, die im Entwurf des Plan nach § 41 FlurbG 
ausgewiesenen landschaftspflegerischen Anlagen entsprechend des von der 
Flurneuordnung aufgestellten zugehörigen Pflegeplans im Interesse einer 
nachhaltigen Sicherung zu pflegen. 

 
 
 
Vorlage bewirkt Ausgaben? 
 

 ja      nein 

Deckungsmittel sind vorhanden? 
 

 ja      nein 



-2- 
 
  



-3- 
Sachverhalt: 
 
Bereits im Jahr 2015 wurden Überlegungen zur Flurbereinigung Bönnigheim-Hohenstein 
angestellt. In der Gemeinderatsitzung vom 07.04.2017 wurden dann die wegbereitenden 
Beschlüsse zur tatsächlichen Durchführung des Flurbereinigungsverfahrens gefasst. In der 
Sitzung vom 29.06.2018 wurde schließlich noch die Erhöhung des städtischen Kostenanteils 
von 50.000 € auf 70.000 € beschlossen. 
 
Entgegen der bisherigen Planungen haben sich verschiedene Änderungen in der Aufstellung 
des Wege- und Gewässerplans ergeben, die unter anderem eine weitere Kostensteigerung 
für die Stadt Bönnigheim mit sich bringen. Der Sachverhalt wird in der Anlage 1 „Abstimmung 
Entwurf Wege- und Gewässerplan“ vom Geschäftsteil Flurneuordnung des Landratsamtes 
Ludwigsburg dargestellt und wurde bereits in der TA.-Sitzung vom 14.03.2019 positiv 
vorberaten.  
Ein aktueller Entwurf des Wege- und Gewässerplans (Anlage 2) sowie eine aktuelle 
Kostenübersicht (Anlage 3) sind zudem beigefügt. 
 
Ein Vertreter der unteren Flurbehörde wird in der Sitzung des Gemeinderats einen aktuellen 
Sachstandsbericht geben und über das weitere Vorgehen im Flurbereinigungsverfahren 
informieren. 
 
 
Anlagen: Anlage 1 - Abstimmung Entwurf Wege- und Gewässerplan 

Anlage 2 - Entwurf Wege- und Gewässerplan (Stand 28.02.2019) 
Anlage 3 - Kostenübersicht (Stand 28.02.2019) 
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  Geschäftsteil 

  Flurneuordnung 
__________________________________________________________________________________  

 

Flurbereinigung Bönnigheim-Hohenstein (Schloßberg) 
Landkreis Ludwigsburg 
Verfahrens-Nr.: 4564 
 
 
Abstimmung Entwurf Wege-und Gewässerplan 
 
Erläuterung im Technischen Ausschuss am 14.03.2019,  
Beschlussfassung in der Gemeinderatssitzung am 12.04.2019 

 

Sachverhalt: 

Planung: 

In der Flurbereinigung Bönnigheim-Hohenstein (Schloßberg) liegt der Entwurf des Wege- 
und Gewässerplans vor.  

Entgegen der bisherigen Planung haben sich verschiedene Änderungen ergeben. Unter 
anderem haben die Ergebnisse aufgrund der 2018 durchgeführten ökologischen 
Ressourcenanalyse zu Umplanungen geführt. Des Weiteren haben sich die Hinweise auf 
eine mögliche Bauschuttablagerung im Bereich der Flurstücke Nr. 81/1, 81/2 und 82 
herausgestellt. Dieser Bereich wird durch die geplante Wasserableitung aus dem Baugebiet 
„Schlossfeld II - Süd“ und durch den Bau des neuen Weges angeschnitten. Im Sommer 2019 
sollen in diesem Bereich zusammen mit dem Bauhof Schürfe durchgeführt werden. Es wird 
momentan davon ausgegangen, dass der Bauschutt entfernt werden muss.  

Nachdem die Entwässerungsplanung für das Baugebiet „Schlossfeld II - Süd“ geändert 
wurde, war auch die Wasserableitung im Flurbereinigungsgebiet anzupassen. 

 

Kosten: 

Die voraussichtlichen Gesamtkosten betragen (ohne die Kosten für die 
Tröpfchenbewässerung) ca. 478.000 €. Dazu werden von Bund und Land Zuschüsse in 
Höhe von ca. 358.500 € erwartet. Diese Zuschüsse bestehen aus einem Grundzuschuss für 
Rebverfahren in Höhe von 65 % sowie einem ökologischen Zuschlag und einem ILEK-
Zuschlag von vermutlich 10 %. Somit wird insgesamt mit einem Zuschusssatz von 75 % 
gerechnet. Der Zuschlag wird allerdings erst zur Genehmigung des Wege- und 
Gewässerplans vom Zuschussgeber festgesetzt.  

Der verbleibende Anteil von 119.500 € ist von den Eigentümern zu tragen. Nachdem sich die 
Stadt auch im abgeschlossenen Flurbereinigungsverfahren Bönnigheim-Hofen (Berg) an den 
Kosten beteiligt hat, wurde in den Gemeinderatssitzungen am 07.04.2017 und 29.06.2018 
ein freiwilliger Beitrag zur Senkung der Teilnehmerbeiträge in Höhe von insgesamt 70.000 € 
zugesichert. 

Aufgrund der aktuellen Planung ist eine Erhöhung des Anteils der Stadt auf 84.450 € 
vorgesehen. 

Anlage 1
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Pflegeplan: 

Im Flurbereinigungsverfahren werden als Ausgleich für die Eingriffe der Flurbereinigung 
zusätzliche Landschaftselemente angelegt.  

Die landschaftspflegerischen Maßnahmen gehen in das Eigentum der Stadt Bönnigheim 
über. Die Stadt ist für das Einhalten und die Durchführung der Pflegemaßnahmen zuständig. 

Die Maßnahmen erstrecken sich auf zwei Bereiche: 

1. Böschung nördlich des neuen Weges mit Rasenverbundsteinen 

2. Trockenmauerkomplex 

Die Grünland- und Böschungsflächen einschließlich des Mauerfußes der Trockenmauer sind 
2 x jährliche zu mähen. Erster Mahdzeitpunkt um den 15. Juni, zweiter Schnitt im 
Hochsommer (ab Mitte August). Das Mahdgut ist abzuräumen. Eine Düngung und der 
Einsatz von Pestiziden sind nicht zulässig. 

Die Trockenmauern benötigen keine regelmäßige Pflege, lediglich ein starker Bewuchs mit 
Efeu wäre zu entfernen. 

Die voraussichtlich anfallenden Pflegekosten für die Unterhaltungspflege betragen insgesamt 
ca. 2.500 € pro Jahr. 
 

Weiterer Zeitplan: 

 

April 2019:    fachtechnische Durchsicht (Landesamt für Geoinformation  
    und Landentwicklung) 

April 2019 - Mai 2019 Einbeziehung der Öffentlichkeit nach §§ 18 - 21 UVPG 
(Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung) 

Mai/Juni 2019: Wertermittlung 

Ende Juni 2019: Anhörungstermin zum Wege- und Gewässerplan 

August 2019: Genehmigung des Wege- und Gewässerplanes und 
Bewilligung der Zuschussmittel 

November 2019: Beginn der Baumaßnahmen 

 

 

Am Sitzungsabend wird ein Vertreter der unteren Flurbereinigungsbehörde die Planung 
erläutern und für Fragen zur Verfügung stehen. 

 

 

Anlage: 

 Wege- und Gewässerkarte DIN A3 (unmaßstäblich) 

 

 

 

Stand 28.02.2019 
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Flurbereinigung Bönnigheim-Hohenstein (Schloßberg)

Kostenübersicht für die Stadt Bönnigheim

Verfahrensgröße: ca. 7,9 ha

Rebumstellungsgebiet: ca. 4,4 ha

Zusammensetzung der geplanten Kosten
Bezug ist immer der nicht durch Zuschuss gedeckte Anteil

Kosten gerundet

Erwarteter Zuschussatz 75 % (65 % Grundzuschuss + 10 % Zuschlag)

aktuell: bisher:

1. Wegebau

Maßnahmen vollständig: 200,00 € 200,00 €

Restliche Kosten werden zu 2/3 übernommen: 10.300,00 € 6.600,00 €

2. Wasserbau

Maßnahmen vollständig (Nutzen Baugebiet und Wunsch Verlegung): 24.500,00 € 25.200,00 €

Restliche Kosten werden zu 2/3 übernommen: 600,00 € 1.400,00 €

3. Rekultivierung

Maßnahmen vollständig (Bezug Wasserbau, Wunsch Verlegung): 16.000,00 € 1.500,00 €

Kosten werden zu 2/3 übernommen (Bezug Wege): 350,00 € 300,00 €

4. Beteiligung an der Ausgleichsmaßnahme

alles über Ausgleich ganz: 21.500,00 € 26.500,00 €

5. Umwelt-Baubegleitung 1.000,00 €

6. Beteiligung VTG-Umlage (Baubetreuung)

Es werden die anteiligen Kosten für obige Summen übernommen: 10.000,00 € 8.300,00 €

Summe Stadt (wenn alles über FNO gefördert werden kann) 84.450,00 € 70.000,00 €

Rest Teilnehmer 35.050,00 € 27.000,00 €

Gesamtkosten (25 %) 119.500,00 € 97.000,00 €

Kosten

Stand 28.02.2019

Anlage 3



Beschlussvorlage 
 
 
 

 
 

2019/078 
Federführung: 
 

FB 2 - Ordnung, Kultur, Jugend und Soziales 

Sachbearbeitung:  
Kindler, Alexandra 
 
Fachgebiet Ordnung  
 
Reg.Nr. 022.310; 071.11 
 
Datum  04.04.2019  

Betreff: 
 

Bestellung von Standesbeamten der Stadt Bönnigheim 
 
 
Gremium Sitzungstag Öffentlichkeitsstatus Zuständigkeit 
Gemeinderat 12.04.2019 öffentlich Entscheidung 
 
 
Sachverhalt:        ab Seite 2       Anlage(n)  mündlicher Vortrag 
  externer Sachverständiger 
 
Bisherige Beratungsfolge: 
 
Gremium Datum Öffentlichkeitsstatus TOP Vorlage Nr. 
     
     
     
     

     
 
 
Beschlussvorschlag: 
 

1. Der Gemeinderat der Stadt Bönnigheim bestellt Frau Nathalia Semmler mit Wirkung 
vom 13.04.2019 zur Vollstandesbeamtin der Stadt Bönnigheim. 

2. Der Gemeinderat der Stadt Bönnigheim bestellt Frau Alexandra Kindler mit Wirkung 
vom 13.04.2019 zur Eheschließungsstandesbeamtin der Stadt Bönnigheim. 

3. Der Gemeinderat der Stadt Bönnigheim bestellt Herrn Torben Pellkofer mit Wirkung 
vom 13.04.2019 zum Eheschließungsstandesbeamten der Stadt Bönnigheim. 

 
 
 
Vorlage bewirkt Ausgaben? 
 

 ja      nein 

Deckungsmittel sind vorhanden? 
 

 ja      nein 
 
  



-2- 

Sachverhalt: 
 
Zu 1  
 
Die Zuständigkeit für die Bestellung und Abberufung der Standesbeamten obliegt gemäß der 
Hauptsatzung dem Gemeinderat.  
 
Beurkundungen und Beglaubigungen für Zwecke des Personenstandswesens können jedoch 
gemäß § 2 Personenstandsgesetz (PStG) nur im Standesamt von hierzu bestellten Urkunds-
personen (Standesbeamten) vorgenommen werden. Gleiches gilt für die Ausstellung von 
Personenstandurkunden und sonstigen öffentlichen Urkunden.  
 
Zu Standesbeamten dürfen daher gemäß §2 Abs. 3 PStG nur nach Ausbildung und Persön-

lichkeit geeignete Beamtinnen / Beamte und Beschäftigte bestellt werden, die die Einfüh-

rungs- und Fortbildungslehrgänge an der Akademie für Personenstandswesen des Bundes-

verbands der Deutschen Standesbeamtinnen und Standesbeamten (BDS) in Bad Salzschlirf 

sowie die einschlägigen Fortbildungen, welche regelmäßig an den Landratsämtern durchge-

führt werden, besucht haben.   

 
Zu 2 und 3.  
 
Gemäß § 1 Absatz 4 Nr. 1 der „Verordnung des Innenministeriums zur Durchführung des 
Personenstandsgesetzes“ (LVOPStG) können Städte und Gemeinden geeignete Bedienstete 
zu Eheschließungsstandesbeamten für ihren Zuständigkeitsbereich bestellen. 
 
Die Bestellung von Eheschließungsstandesbeamten ist gemäß § 1 Absatz 5 LVOPStG sach-
lich auf die Vornahme von Eheschließungen und die dabei möglichen Beurkundungen von 
Namenserklärungen der Ehepartner sowie die Erstausstellung von Eheurkunden und die 
Ausstellung von Bescheinigungen, die mit der Eheschließung in Zusammenhang stehen, be-
schränkt. 
 
Nicht erlaubt ist es dem Eheschließungsstandesbeamten jedoch, gemäß § 1 Absatz 7 
LVOPStG, im Falle einer lebensgefährlichen Erkrankung (§ 13 Absatz 3 des Personen-
standsgesetzes), eine Eheschließung vorzunehmen und an der Begründung einer Lebens-
partnerschaft mitzuwirken. 
 
 
 

Anlagen:  

 
 



Beschlussvorlage 
 
 
 

 
 

2019/073 
Federführung: 
 
FB 3 - Finanzen und Liegenschaften 

Sachbearbeitung:  
Thüry, German 
 
Fachgebiet Liegenschaften 
 
 
Reg.Nr. 622.31 
 
Datum  02.04.2019 

 

Betreff: 
 

Entscheidung über die Ausübung eines Vorkaufsrechts, 
Flst. 496, Gemarkung Hofen 
 
 
Gremium Sitzungstag Öffentlichkeitsstatus Zuständigkeit 
Gemeinderat 12.04.2019 öffentlich Entscheidung 
 
 
Sachverhalt:        ab Seite 2       Anlage(n)  mündlicher Vortrag 

  externer Sachverständiger 
 

Bisherige Beratungsfolge: 
 

Gremium Datum Öffentlichkeitsstatus TOP Vorlage Nr. 
     
     
     
     
     
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Das nach § 24 Abs. 1 Nr. 6 BauGB bestehende Vorkaufsrecht wird nicht ausgeübt. 
 
 
 
Vorlage bewirkt Ausgaben? 
 

 ja      nein 

Deckungsmittel sind vorhanden? 
 

 ja      nein 
 
  



-2- 
Sachverhalt: 
 
Zwischen Privatpersonen wurde am 19.02.2019 ein Kaufvertrag über das Flurstück 496 
(siehe Lageplan – Anlage 1) auf der Gemarkung Hofen beurkundet. Dieser ging bei der Stadt 
Bönnigheim am 11.03.2019 ein. 
 
Das Grundstück liegt im Geltungsbereich des Bebauungsplans „Baier 2. Änderung“. Es 
handelt sich um eine unbebaute Fläche (Bauplatz), für die der Bebauungsplan eine 
Bebauung mit einem Wohngebäude vorsieht.  
 
Nach § 24 Abs. 1 Nr. 6 Baugesetzbuch (BauGB) steht der Stadt grundsätzlich ein 
Vorkaufsrecht zu. Die Stadt hat in öffentlicher Sitzung bis zum 11.05.2019 eine Entscheidung 
über die Ausübung des Vorkaufsrechts zu treffen. 
 
Das Vorkaufsrecht darf nach § 24 Abs. 3 BauGB nur ausgeübt werden, wenn das Wohl der 
Allgemeinheit dies rechtfertigt. Es müssen überwiegende Vorteile für die Öffentlichkeit 
angestrebt werden. Die Stadt Bönnigheim hat für dieses Grundstück keine Planungen, die 
einen öffentlichen Zweck rechtfertigen würden. 
 
Es wird deshalb vorgeschlagen das Vorkaufsrecht nicht auszuüben. 
 
 
 
Anlagen: Anlage 1 - Lageplan Flst. 496, Gemarkung Hofen 
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